Schweizerische Eidgenossenschaft
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

19.401

Parlamentarische Initiative
Fiir eine Stirkung der Pflege — fiir mehr
Patientensicherheit und mehr Pflegequalitit

Bericht der Kommission fiir soziale Sicherheit und Gesundheit
des Nationalrates

vom 17. Oktober 2019

Sehr geehrte Frau Prasidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit diesem Bericht unterbreiten wir Thnen den Entwurf zum Bundesgesetz iiber die
Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege. Gleichzeitig erhdlt der Bundesrat
Gelegenheit zur Stellungnahme.

Die Kommission beantragt, dem beiliegenden Entwurf zuzustimmen.

17. Oktober 2019 Im Namen der Kommission

Der Prisident: Thomas de Courten

2019-3693 8015



Ubersicht

Mit der Volksinitiative «Fiir eine starke Pflege (Pflegeinitiative)» greifen die
Initiantinnen und Initianten zentrale Herausforderungen in der Pflege auf. Der
steigende Pflegebedarf angesichts der Zunahme der ilteren Bevolkerung und der
in der Pflege herrschende Fachkriftemangel sind unbestritten und der Hand-
lungsbedarf grundsiitzlich ausgewiesen. Eine Regelung der Pflege auf Verfas-
sungsstufe erachtet die Kommission jedoch nicht als adiquat. Sie schligt deshalb
einen indirekten Gegenvorschlag vor.

Wie die Volksinitiative verfolgt die Kommission mit ihrem indirekten Gegenvor-
schlag das Ziel einer qualitativ hochstehenden und fiir alle zugdnglichen Pflege.
Dafiir braucht es insbesondere geniigend Pflegepersonal, das gut ausgebildet,
kompetenzgerecht eingesetzt und im Beruf erhalten wird. Um das Ziel zu erreichen,
will die Kommission insbesondere bei der Ausbildung der Pflegenden ansetzen. Gut
ausgebildete Pflegefachpersonen sollen mit ihren spezifischen Kompetenzen besser
wahrgenommen und ihre Rolle soll in einer patientenzentrierten Gesundheitsversor-
gung gestirkt werden. Die Aufwertung des BerufSstatus soll dazu beitragen, die
Attraktivitit des Pflegeberufs insgesamt zu erhohen, die Rekrutierung von jungen
Erwachsenen und Wiedereinsteigerinnen zu erleichtern und die Verweildauer im
Beruf zu verldngern.

Im Einzelnen schldgt die Kommission folgende Massnahmen vor:

—  Mehr Kompetenzen fiir das Pflegepersonal: Zusdtzlich zum heute giiltigen
Modell, wonach die Arztinnen und Arzte die Pflegeleistungen anordnen, soll
ein neues Modell eingefiihrt werden. Pflegefachpersonen sollen gestiitzt auf
Vereinbarungen mit Versicherern bestimmte, vom Bundesrat festgelegte
Leistungen ohne drztliche Anordnung erbringen konnen. Solche Verein-
barungen sollen zum Beispiel regeln, wie der Pflegebedarf erhoben oder die
Koordination zwischen Pflegenden und Arzten sichergestellt wird.

—  Ausbildungsverpflichtungen fiir Spitdler, Pflegeheime und Spitexorganisati-
onen, und damit verbunden die Verpflichtung der Kantone, den Leistungser-
bringern ihre ungedeckten Kosten der praktischen Ausbildungsleistungen
mindestens teilweise zu finanzieren. Der Bund unterstiitzt die Kantone wdih-
rend einer befristeten Zeit von acht Jahren mit finanziellen Beitrdgen an die
geleisteten Betrdge.

—  Eine Verpflichtung der Kantone, fiir angehende diplomierte Pflegefachper-
sonen an Héheren Fachschulen (HF) und Fachhochschulen (FH) Ausbil-
dungsbeitrdge wihrend ihrer Ausbildungszeit zu gewdhrleisten. Der Bund
gewdhrt den Kantonen wdhrend einer befristeten Zeit von acht Jahren jihr-
liche Beitrdge fiir ihre Aufwendungen.

—  Die Schaffung eines Anschlussangebots fiir altrechtliche interkantonale
Pflegeabschliisse des Diplomniveaus I sowie fiir Praktische Krankenpflege,
Fihigkeitsausweis Schweizerisches Rotes Kreuz SRK (PKP/FA SRK). Mit
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dieser Massnahme will die Kommission den Zugang von Inhaberinnen alt-
rechtlicher Pflegeabschliisse zu Aus- und Weiterbildungen gemdss heutiger
Bildungssystematik erdffnen und dieses vorhandene Potenzial besser er-
schliessen.

Zur Finanzierung ihrer Ausbildungsoffensive beantragt die Kommission einen
Verpflichtungskredit von maximal 469 Millionen Franken fiir acht Jahre. Dazu
kommen weitere Massnahmen zur Erhéhung der Ausbildungsabschliisse in Pflege
an den Fachhochschulen und zur Forderung der Interprofessionalitdt.

Eine Minderheit will auf die Vorlage nicht eintreten, da diese zu hohen Kosten fiir
den Bund in einem Bereich fiihrten, fiir den grundsdtzlich die Kantone und die
Branche zustindig seien. Zudem drohe eine Mengenausweitung, wenn Pflegefach-
personen bestimmte Pflegeleistungen ohne drztliche Anordnung erbringen kénnten.
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Bericht

1 Entstehungsgeschichte

Der vorliegende Entwurf geht auf die parlamentarische Initiative 19.401 («Fiir eine
Stiarkung der Pflege — fiir mehr Patientensicherheit und mehr Pflegequalitét») der
Kommission fiir soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates (SGK-N)
zuriick und stellt einen indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Fiir eine
starke Pflege (Pflegeinitiative)» (18.079) dar.

Am 7. November 2017 reichte der Schweizer Berufsverband der Pflegefachfrauen
und Pflegefachménner (SBK) als Tréiger die Volksinitiative «Fiir eine starke Pflege
(Pflegeinitiative)» ein. Die Initiantinnen und Initianten wollen Bund und Kantone
verpflichten, fiir eine ausreichende, allen zugéngliche Pflege von hoher Qualitdt zu
sorgen und dazu insbesondere geniigend diplomiertes Pflegefachpersonal auszubil-
den. Zudem soll der Bund verpflichtet werden, diejenigen Leistungen festzulegen,
die Pflegefachpersonen in eigener Verantwortung zulasten der Sozialversicherungen
erbringen diirfen sowie Ausfithrungsbestimmungen fiir eine angemessene Abgeltung
der Pflegeleistungen zu erlassen.

In seiner Botschaft vom 7. November 2018! beantragt der Bundesrat den eidgendssi-
schen Riten, die Volksinitiative «Fiir eine starke Pflege (Pflegeinitiative)» Volk und
Stinden ohne direkten Gegenentwurf oder indirekten Gegenvorschlag zur Ableh-
nung zu empfehlen. Die Bundesversammlung hat nach Artikel 100 des Bundesge-
setzes vom 13. Dezember 20022 iiber die Bundesversammlung (ParlG) bis zum
7. Mai 2020 iiber die Abstimmungsempfehlung zu beschliessen.

An ihrer Sitzung vom 24. Januar 2019 nahm die Kommission fiir soziale Sicherheit
und Gesundheit des Nationalrats (SGK-N) die Beratung der Volksinitiative «Fiir
eine starke Pflege (Pflegeinitiative)» auf. Sie horte dazu eine Delegation des Initia-
tivkomitees an.

Auf der Basis ihrer ersten Aussprache gelangte die Kommission zum Schluss, dass
Handlungsbedarf besteht. Eine Regelung auf Verfassungsstufe und die Forderungen
der Volksinitiative betreffend die Arbeitsbedingungen gehen der Kommission aller-
dings zu weit. Sie erachtet es als sachgerechter, auf Gesetzesebene titig zu werden
und insbesondere sicherzustellen, dass einerseits geniigend Pflegefachkrifte ausge-
bildet werden und diese gut ausgebildeten Pflegefachpersonen in eigener Verantwor-
tung spezifische Pflegeleistungen erbringen konnen. Sie ergriff deshalb mit 16 zu
5 Stimmen bei 1 Enthaltung die Kommissionsinitiative «Fiir eine Stdrkung der
Pflege — fiir mehr Patientensicherheit und mehr Pflegequalitéty (19.401) mit dem
Ziel, der Volksinitiative einen indirekten Gegenvorschlag gegeniiberzustellen.

In der Folge beauftragte die Kommission die Verwaltung, auf Basis der von ihr
festgelegten Eckwerte einen Vorentwurf zur Umsetzung der Kommissionsinitiative
auszuarbeiten.

! BBI12018 7653
2 SR171.10
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Die Kommission fiir soziale Sicherheit und Gesundheit des Stinderates (SGK-S) hat
dem Entscheid der SGK-N, eine Kommissionsinitiative auszuarbeiten, am 12. Mérz
2019 mit 10 zu 2 Stimmen zugestimmt.

Gestiitzt auf Artikel 112 Absatz 1 ParlG zog die SGK-N fiir ihre Arbeiten Sachver-
stindige des Bundesamtes fiir Gesundheit (BAG) und des Staatssekretariats fiir
Bildung, Forschung und Innovation (SBFI) bei.

An ihrer Sitzung vom 3. Mai 2019 hiess die Kommission schliesslich ihren Vorent-
wurf, der ein Gesetz und drei Bundesbeschliisse umfasst, sowie den erlduternden
Bericht mit 17 zu 8 Stimmen gut; sie beschloss zudem die Eroffnung einer Ver-
nehmlassung zu ihrer Vorlage.

Am 17. Oktober 2019 liess sich die Kommission iiber die Ergebnisse der Vernehm-
lassung informieren und nahm davon Kenntnis (vgl. Ziff. 2.5). Im Rahmen der
Uberarbeitung des Erlassentwurfs nahm die Kommission einen Vorschlag aus der
Vernehmlassung auf: Zusitzlich zum heute giiltigen Modell, wonach die Arztinnen
und Arzte die Pflegeleistungen anordnen, soll ein neues Modell eingefiihrt werden.
Pflegefachpersonen sollen gestiitzt auf Vereinbarungen mit Versicherern bestimmte,
vom Bundesrat festgelegte Leistungen ohne drztliche Anordnung erbringen kdnnen
(Art. 25a Abs. 3 KVQG). Im Vergleich zur Vernehmlassungsvorlage verzichtete die
Kommission auf neue Bestimmungen zum Schutz der Berufsbezeichnungen.
Schliesslich unterbreitete sie ihren Erlassentwurf mit 16 zu 6 Stimmen ihrem Rat;
gleichzeitig erhilt der Bundesrat die Gelegenheit zur Stellungnahme.

2 Ausgangslage
2.1 Gesundheitsberufe
2.1.1 Allgemeines zur Bildungssystematik

der Gesundheitsberufe

Seit der Uberfiihrung der Gesundheitsberufe aus dem Zustindigkeitsbereich des
Schweizerischen Roten Kreuzes (SRK) in den Zusténdigkeitsbereich des Bundes am
1. Januar 2004 sind die Gesundheitsberufe Teil der Bildungssystematik des Bundes.
Vorliegend interessieren die diversen Ausbildungen der Pflege- und Betreuungsbe-
rufe, die auf verschiedenen Bildungsstufen angesiedelt sind. Die fiir die Pflege und
Betreuung wichtigen Ausbildungsabschliisse der Sekundarstufe IT und der Tertiér-
stufe werden nachfolgend erlautert.

2.1.2 Pflege- und Betreuungspersonal
der Sekundarstufe II

Auf Sekundarstufe II werden im Pflege- und Betreuungsbereich zwei dreijahrige
Berufslehren mit eidgendssischem Fihigkeitszeugnis (EFZ) angeboten: 1) Fach-
frau/-mann Gesundheit (FaGe); 2) Fachfrau/-mann Betreuung (FaBe). Fiir die Be-
schiftigung im Gesundheitswesen sind FaBe mit generalistischer Ausbildung und
Betagtenbetreuung von Bedeutung. Weiter wird auf Sekundarstufe II auch eine
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2-jahrige berufliche Grundausbildung mit einem eidgendssischen Berufsattest als
Assistent/-in Gesundheit und Soziales (EBA AGS) angeboten.

2.1.3 Pflegefachpersonal der Tertidrstufe

Fiir das Pflegefachpersonal der Tertidrstufe gibt es derzeit folgende Bildungsgénge:
1) Ausbildung an einer Fachhochschule mit Abschluss als Bachelor of Science FH
in Pflege (Tertidrstufe A); 2) Ausbildung an einer universitdren Hochschule mit
Abschluss als Bachelor of Science in Pflege UH (Tertidrstufe A); 3) Berufsbildung
an einer hoheren Fachschule mit Abschluss als diplomierte Pflegefachfrau / diplo-
mierter Pflegefachmann HF (Tertidrstufe B); 4) Berufspriifung mit eidgendssischem
Fachausweis als Fachfrau/-mann Langzeitpflege und -betreuung (Tertidrstufe B). Da
die mit diesem Abschluss erworbene Fachkompetenz nicht vergleichbar ist mit den
Abschliissen nach Ziffer 1-3, konnen Personen mit diesem Abschluss keine Berufs-
ausiibungsbewilligung nach dem Gesundheitsberufegesetz vom 30. September 2016
(GesBG) beantragen.

2.14 Gesundheitsberufegesetz

Voraussichtlich Anfang 2020 wird das Gesundheitsberufegesetz vom 30. September
20163 (GesBQG) in Kraft gesetzt werden. Das GesBG regelt die Ausbildung an Hoch-
schulen und anderen Institutionen des Hochschulbereichs geméss Hochschulforde-
rungs- und -koordinationsgesetz vom 30. September 20114 (HFKG) in den folgen-
den Gesundheitsberufen: 1) Pflegefachfrau und Pflegefachmann (Bachelor); 2)
Physiotherapeutin und Physiotherapeut (Bachelor); 3) Ergotherapeutin und Ergo-
therapeut (Bachelor), 4) Hebamme (Bachelor); 5) Erndhrungsberaterin und Ernéh-
rungsberater (Bachelor); 6) Optometristin und Optometrist (Bachelor); 7) Osteopa-
thin und Osteopath (Master).

Absolventinnen und Absolventen dieser Studiengédnge sind fahig, in eigener fachli-
cher Verantwortung qualitativ hochstehende Dienstleistungen im Gesundheitsbe-
reich zu erbringen.

Fiir die Ausiibung eines Gesundheitsberufs in eigener fachlicher Verantwortung
bedarf es einer Bewilligung des Kantons, auf dessen Gebiet der Beruf ausgeiibt
wird. Vorliegend interessiert insbesondere die Regelung der Berufsausiibung nach
GesBG betreffend die Pflege: die diplomierten Pflegefachfrauen und -ménner HF,
deren Ausbildung nicht im GesBG, sondern im Berufsbildungsgesetz vom
13. Dezember 20025 (BBG) geregelt ist, werden beziiglich der Berufsausiibung den
Absolventinnen und Absolventen des Bachelorstudiengangs in Pflege (FH/UH)
gleichgestellt.

3 BBI2016 7599
4 SR 414.20
5 SR412.10
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2.1.5 Aufgaben des Pflegepersonals

Pflegepersonal der Tertidrstufe

Diplomierte Pflegefachpersonen HF/FH sind gemeinsam mit ihren Teams fiir eine
professionelle Pflege von Menschen verantwortlich. Sie tragen die Verantwortung
fiir den Pflegeprozess. Mit ihrem fundierten Fachwissen iibernehmen sie fachliche
Leitungsaufgaben und gewéhrleisten Patientinnen und Patienten die bestmdgliche
Behandlung und Pflege. Sie erfassen systematisch den Pflegebedarf, definieren die
Pflegeziele (z.B. Pflegediagnose) und planen die pflegerischen Massnahmen. Als
Fach- und Fiihrungskrifte fitlhren sie medizinische Interventionen durch, losen
komplexe Problemstellungen und sichern die Qualitét der Pflege. Sie iiberpriifen die
Wirksamkeit der pflegerischen Massnahmen und dokumentieren die Ergebnisse. Sie
gewihrleisten ausserdem die fachliche Entwicklung des ihnen unterstellten Perso-
nals.

Fachfrauen und -ménner mit einer Berufspriifung in Langzeitpflege und -betreuung
filhren die bedarfs- und situationsgerechte Pflege und Betreuung von Klientinnen
und Klienten in stationdren und ambulanten Einrichtungen der Langzeitpflege durch.
Sie wirken bei der Erarbeitung und Evaluation der Pflege- und Betreuungsplanung
mit. Fiir Fragen ausserhalb ihrer Fachkompetenz zichen sie die diplomierte Pflege-
fachperson bei.®

Pflege- und Betreuungspersonal der Sekundarstufe 11

FaGes und FaBes mit generalistischer Ausbildung oder einer Ausbildung in Betag-
tenbetreuung arbeiten in ihrem geméss Ausbildung erworbenen Kompetenzbereich
eigenverantwortlich. Sie begleiten, pflegen und betreuen hilfsbediirftige Menschen
bei Erkrankungen und unterstiitzen sie in ihrem Alltag. Unter anderem helfen sie bei
der Korperpflege, beim An- und Ausziehen oder beim Essen. Sie ibernehmen medi-
zinaltechnische Verrichtungen wie das Messen des Blutdrucks, das Verabreichen
von Medikamenten sowie administrative und organisatorische Aufgaben.

2.2 Personalbestand und Bedarfsprognosen

Die nachfolgenden Ausfithrungen und Zahlen stammen im Wesentlichen aus dem
Nationalen Versorgungsbericht iiber die Gesundheitsberufe 20167 (Versorgungsbe-
richt 2016). Dieser enthélt neben Angaben zum Personalbestand und -bedarf zusétz-
liche Schitzungen zum jahrlichen Ausbildungsbedarf in den Pflege- und Betreu-
ungsberufen bis 2025 und den bisher erreichten Bildungsabschliissen. Die Angaben

6 Priifungsordnung vom 7. Mai 2015 iiber die Berufspriifung Fachfrau / Fachmann
Langzeitpflege und -betreuung.

7 Bundesamt fiir Gesundheit (BAG), Schweizerische Konferenz der kantonalen
Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) und Nationale Dachorganisation
der Arbeitswelt Gesundheit (OdASanté) (Hrsg.): Nationaler Versorgungsbericht fiir
die Gesundheitsberufe 2016. Nachwuchsbedarf und Massnahmen zur Personalsicherung
auf nationaler Ebene, 2016. Der Bericht ist abrufbar unter www.gdk-cds.ch > Themen >
Gesundheitsberufe > Nicht-universitire Gesundheitsberufe > Versorgungsbericht 2016.
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zum Personalbestand und zu den erreichten Bildungsabschliissen wurden vorliegend
mit neuen Zahlen des Bundesamtes fiir Statistik (BFS) fiir das Jahr 2017 ergénzt.

2.2.1 Personalbestand und -bedarf nach
Versorgungsbereich

Die folgende Tabelle zeigt die Personalbestinde in Pflege und Betreuung nach
Versorgungsbereich der Jahre 2010, 2014 und 2017 sowie den Bedarf im Jahr 2025
nach dem mittleren Szenario8. In diesen Zahlen eingeschlossen sind das Pflegeper-
sonal der Tertidrstufe, der Sekundarstufe II sowie die Ungelernten.

Versorgungsbereiche 2010 2014 2017 Referenz- Zusitzlicher
szenario 2025 Bedarf
Spitéler 73276 81 987 85992 93213 + 7221
Pflegeheime 56 656 64 147 66 264 80 654 +14 390
Spitex 27027 32 662 37984 44 076 + 6092
Total 156 959 178 796 190 240 217 943 +27 703

Quellen: BFS: Krankenhausstatistik, Alters- und Pflegeheime, Hilfe und Pflege zu Hause
(Spitex) 2017

In der Zeit zwischen 2010-2017 ist der Personalbestand in Pflege- und Betreuung
um 21,2 Prozent oder um insgesamt 33 281 Personen angestiegen. Bis 2025 muss
der Personalbestand in Betreuung und Pflege gegeniiber dem Jahr 2017 um weitere
27 703 Personen wachsen, damit der geschétzte Bedarf gedeckt werden kann. Den
hochsten Bedarf mit 20 482 zusitzlichen Personen weist die Langzeitpflege auf. Das
grosse Wachstum in diesem Bereich ist auf die Entwicklung der Zahl der &lteren
pflegebediirftigen Menschen zuriickzufiihren. 2010 waren rund 125 000 pflegebe-
diirftig. Bis 2030 werden es gut 182 000 Personen sein. Dies bedeutet eine relative
Zunahme um 46 Prozent. Die Zahl der 80-jahrigen und é&lteren Pflegebediirftigen
steigt von 95 500 Personen im Jahr 2010 auf 145 600 Personen im Jahr 2030 an.®

8 Fiir die Berechnung der voraussichtlichen Inanspruchnahme von Pflegeleistungen hat das
Schweizerische Gesundheitsobservatorium drei Szenarien berechnet (hoch, mittel oder
Referenzszenario, tief). Das Referenzszenario wird als das wahrscheinlichste angesehen
(vgl. S. 14 in Obsan Bericht 71: Gesundheitspersonal in der Schweiz. Bestandesaufnahme
und Prognosen bis 2030).

9 Hépflinger, F.; Bayer-Oglesby, L; Zumbrunn, A. (2011): Pflegebediirftigkeit
und Langzeitpflege im Alter — aktualisierte Szenarien fiir die Schweiz. Buchreihe
des Schweizerischen Gesundheitsobservatoriums.
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2.2.2 Erforderliche Bildungsabschliisse pro Jahr
und Abschlusszahlen

Auf der Grundlage des bis 2025 geschitzten Personalbedarfs wurde anhand der
Daten des Versorgungsberichts 2016 berechnet, wie viele Bildungsabschliisse der
verschiedenen Bildungsstufen pro Jahr notwendig sind, um diesen Bedarf decken zu
konnen.

Die untenstehende Tabelle zeigt den jahrlichen Nachwuchsbedarf bis 2025, diffe-
renziert nach den verschiedenen Ausbildungen in Pflege und Betreuung. Der jéhrli-
che Nachwuchsbedarf bis 2025 wird den Abschliissen der Jahre 2014 und 2017
gegeniibergestellt.

Jahrlicher Nach-  Abschliisse Abschliisse Erfiillungsgrad

wuchsbedarf bis 2014 2017 2017 in Prozent
2025

Diplompflegel® 6075 2620 2700 44,4

Pflege und Betreuung EFZ!! 5849 4397 4837 82,7

Pflege und Betreuung EBA 1950 758 922 47,3

Pflege und Betreuung total 13 874 7775 8459 61

Quelle: Versorgungsbericht 2016 und Statistik der Bildungsabschliisse BFS 2017

Auffallend ist der tiefe Erfiillungsgrad bei den Abschliissen der Diplompflege. 2014
lag der Erfiillungsgrad bei 43,1 Prozent, gegeniiber 2017 nahm er nur um gerade 1,3
Prozentpunkte auf 44,4 Prozent zu. Positiver ist die Entwicklung bei den FaGe und
FaBe auf Sekundarstufe EFZ; der Erfilillungsgrad bei diesen Abschliissen ist gegen-
iiber 2014 um 7,5 Prozentpunkte gestiegen.

2.3 Mangel an Pflegefachpersonal HF und FH

Die Personalsituation in der Pflege ist angespannt. Am Ende des vierten Quartals
2018 waren gemidss dem Vakanzen-Report des Schweizer Jobradars 6008 offene
Stellen fiir Pflegefachfrauen und -ménner ausgeschrieben. Der Beruf steht damit auf
Platz eins bei den am héufigsten ausgeschriebenen Stellen.!2 Der Mangel an Pflege-
fachpersonal ist auch der geringen Berufsverweildauer geschuldet. Im Versorgungs-
bericht 2016 wird fiir das Pflegefachpersonal eine durchschnittliche Berufsverweil-
dauer von 17,5 Jahren angenommen. Als Griinde fiir den vorzeitigen Berufsausstieg
nennen Pflegende insbesondere die unregelméssigen Arbeitszeiten mit Nacht- und

10 Diplomierte Pflegefachfrauen und -ménner HF, Bachelor Pflege FH, Master of Science
in Pflege FH, Master of Science Pflegewissenschaften UH.

11" Fachfrauen und -ménner Gesundheit (FaGe), Fachfrauen und -minner Betreuung mit
generalistischer Ausbildung und Betagtenbetreuung.

12 Schweizer jobradar. Vakanzen-Report 4. Quartal 2018. Siehe auf Internetseite von
jobagent.ch > Startseite > Jobradar > auf dieser Seite Jobradar 2018 > Jobradar 4. Quartal
2019.
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Wochenenddiensten, die die Vereinbarkeit von Beruf und Familie oder Privatleben
erschweren sowie die hohe korperliche und psychische Belastung der Pflegearbeit.!3

Die Rekrutierung von Personal aus dem Ausland spielt deshalb weiterhin eine wich-
tige Rolle. Von 2010 bis 2014 kamen gemaiss Versorgungsbericht 2016 40 Prozent
der neu angestellten Pflegefachkrifte aus dem Ausland. 2017 betrug der Anteil des
ausléndischen Pflegepersonals in den Schweizer Spitdlern 33,8 Prozent. In der
Genferseeregion und im Tessin lag er bei rund 50 Prozent.!4

24 Geltende Regelung im Bundesgesetz
iiber die Krankenversicherung

Das Bundesgesetz vom 18. Mirz 199415 iiber die Krankenversicherung (KVG)
unterscheidet zwischen Leistungserbringern, die direkt zulasten der obligatorischen
Krankenpﬂegeverswhemng (OKP) titig sind, und Personen, die auf Anordnung oder
im Auftrag eines Arztes oder einer Arztin selbstindig und auf eigene Rechnung
Leistungen erbringen.

Artikel 25a KVG wurde von den Eidgenossischen Riten im Rahmen der Neuord-
nung der Pflegefinanzierung beschlossen und ist am 1. Januar 2011 in Kraft getreten.
Im Gegensatz zur vormals in Artikel 25 festgehaltenen Regelung leistet die OKP,
gestiitzt auf Artikel 254 Absatz 1 KVG, seit Anfang 2011 einen Beitrag an die
Pflegeleistungen. Die Regelung der Restfinanzierung obliegt den Kantonen.

Die Leistungen der Krankenpflege zu Hause, ambulant oder im Pflegeheim, die auf
drztliche Anordnung oder im é&rztlichen Auftrag zulasten der OKP erbracht werden
konnen, sind in Artikel 7 der Verordnung des Eidgendssischen Departements des
Innern (EDI) vom 29. September 199516 iiber Leistungen in der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung (KLV) abschliessend umschrieben. Artikel 7 Absatz 1
KLV hilt fest, welche Personen und Organisationen zulasten der OKP Leistungen
erbringen kénnen. Dies sind die Pflegefachpersonen, die Organisationen der Kran-
kenpflege und Hilfe zu Hause und die Pflegeheime. Artikel 7 Absatz 2 KLV defi-
niert die Leistungen der Abklarung, Beratung und Koordination (Bst. a), enthilt die
Liste der Massnahmen der Untersuchung und Behandlung (Bst. b) und umschreibt
die Massnahmen der Grundpflege (Bst. c).

Artikel 8 KLV regelt den drztlichen Auftrag, die drztliche Anordnung und die Be-
darfsabklarung. Liegt eine &rztliche Anordnung vor, kann die Patientin oder der
Patient bei Pflege zu Hause Kontakt mit einer beliebigen Pflegefachperson oder
einer Organisation der Krankenpflege und Hilfe zu Hause aufnehmen. Eine Pflege-
fachperson klirt den Bedarf der notwendigen Leistungen mit der Patientin oder dem
Patienten und der Arztin oder dem Arzt ab und legt Art, Umfang, Zeitpunkt, Hiu-

13 Ziniga, F. et al. (2013): SHUPR-Swiss Nursing Homes Human Resources Project.
Schlussbericht zur Befragung des Pflege- und Betreuungspersonals in Alters- und Pflege-
institutionen der Schweiz. Universitit Basel. Institut fiir Pflegewissenschaft.

14 Krankenhausstatistik BFS (2017).

15 SR 832.10

16 SR 832.112.31
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figkeit sowie Dauer der Einsitze fest. Bei einer Patientin oder einem Patienten, die
oder der im Pflegeheim gepflegt wird, iibernimmt das Pflegeheim die Abklarung.

Die Einzelheiten der Abklarung werden in Administrativvertrigen zwischen den
Versichererverbédnden und den Leistungserbringerverbénden fiir die Bereiche Pfle-
geheime, Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu Hause und freiberufliche
Pflegefachpersonen geregelt. Das darin vereinbarte Vorgehen ist in der Regel wie
folgt vereinbart:

—  Eine drztliche Anordnung bzw. ein drztlicher Auftrag muss vorliegen.

—  Eine Pflegefachperson, welche die im Administrativvertrag festgehaltenen
Anforderungen erfiillt, erhebt den Pflegebedarf.

—  Das Bedarfsmeldeformular wird, vollstindig ausgefiillt, nach Unterzeich-
nung durch die Arztin oder den Arzt und die verantwortliche Pflegefachper-
son dem Versicherer zugestellt.

Folglich liegt es an der Arztin oder am Arzt, nach Abklirung des Gesundheitszu-
standes zu entscheiden, ob eine ambulante Pflege zu Hause oder im Pflegeheim
notwendig ist. Uber die angemessenen Pflegemassnahmen entscheiden hingegen die
Arztin bzw. der Arzt und das Pflegepersonal gemiss den geltenden Vorschriften
(Art. 7 und 8 KLV) gemeinsam. Fiir die Anwendung der Massnahmen ist anschlies-
send das Pflegepersonal zustindig. Diese Regelung wurde angenommen, um auch
im Interesse der Patientinnen und Patienten eine bestmogliche Koordination zwi-
schen Behandlung und Pflege sicherzustellen.

Das KVG unterscheidet heute zwischen Leistungserbringern, die direkt zulasten der
OKP titig sind, und Personen, die auf Anordnung oder im Auftrag einer Arztin oder
eines Arztes selbststdndig und auf eigene Rechnung Leistungen erbringen:

—  Zulasten der OKP titig sind nach Artikel 35 Absatz 2 KVG u.a. Arztinnen
und Arzte, Chiropraktorinnen und Chiropraktoren, Hebammen, Spitiler, Ge-
burtshéduser, Pflegeheime, Einrichtungen, die der ambulanten Krankenpflege
durch Arztinnen und Arzte dienen, sowie Personen, die auf drztliche Anord-
nung oder im &rztlichen Auftrag Leistungen erbringen, und Organisationen,
die solche Personen beschéftigen.

—  Die Personen, die auf drztliche Anordnung Leistungen erbringen, sind in Ar-
tikel 46 der Verordnung vom 27. Juni 1995 iiber die Krankenversicherung
(KVV) genannt: Es sind dies, neben den Pflegefachpersonen, die Physiothe-
rapeutinnen und Physiotherapeuten, Ergotherapeutinnen und Ergotherapeu-
ten, Logopéddinnen und Logopaden sowie die Erndhrungsberaterinnen und
Erndhrungsberater. Auf Anordnung oder im Auftrag einer Arztin oder eines
Arztes Leistungen erbringen konnen nach Artikel 35 Absatz 2 Buchstabe e
KVG auch Organisationen, die auf Anordnung oder im Auftrag einer Arztin
oder eines Arztes titige Personen beschéftigen. Die Voraussetzungen dafiir,
dass diese Organisationen zulasten der OKP Leistungen erbringen konnen,
sind in den Artikeln 51-52b KVV festgehalten. Pflegefachpersonen sind
namentlich in Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu Hause (Spi-
tex) beschiftigt. Analog zum Spital und zum Pflegeheim tritt in dieser Kons-
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tellation nicht die Pflegefachperson, sondern die Spitex gegeniiber der OKP
als Leistungserbringer auf.

2.5 Vernehmlassungsverfahren

Mit Schreiben vom 20. Mai 2019 unterbreitete die SGK-NR ihren Vorentwurf mit
dem erlduternden Bericht den Kantonen, politischen Parteien, gesamtschweizeri-
schen Dachverbianden der Gemeinden, Stadte und Berggebiete sowie der Wirtschaft,
den Leistungserbringern, Berufsverbianden, Versicherern, Bildungsinstitutionen und
weiteren interessierten Organisationen zur Vernehmlassung. Sie lud 137 Adressaten
ein, bis am 14. August 2019 Stellung zu nehmen. Insgesamt gingen 152 Stellung-
nahmen ein.

Der indirekte Gegenvorschlag stiess grundsitzlich auf sehr breite Unterstiitzung.
Ablehnend dusserten sich die Kantone Schwyz, Zug und Ziirich, die Schweizerische
Volkspartei (SVP), der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse sowie einer der
beiden Dachverbidnde der Krankenversicherer, Santésuisse, und der Versicherer
Helsana. Die drei Kantone, die SVP und Economiesuisse beriefen sich vor allem auf
den Foderalismus, wihrend Santésuisse keinen gesetzgeberischen Handlungsbedarf
sah.

Zu den einzelnen von der Kommission vorgeschlagenen Massnahmen ergaben die
Riickmeldungen im Wesentlichen folgendes Bild:

—  Bundesgesetz iiber die Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege

Die Beitrdge der Kantone an Ausbildungsleistungen stiessen iiberwiegend
auf grundsitzliche Zustimmung, und zwar insbesondere bei der Konferenz
der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK), 18 Kanto-
nen, allen Parteien ausser der SVP, beim Schweizerischen Gewerbeverband
(sgv) und dem Centre Patronal sowie bei den Gewerkschaftsdachverbénden,
allen Leistungserbringern, Berufsverbénden, Bildungsinstitutionen sowie
dem Versichererverband Curafutura und drei mitgliederstarken Versiche-
rern, die Santésuisse angehoren.

Die Ausbildungsbeitrige fiir angehende Pflegefachpersonen HF und FH
stiessen bei der GDK und 14 Kantonen auf Widerstand. Diese lehnten eine
Ver-pflichtung zur Ausrichtung solcher Beitrdge ab, kdnnten aber eine
Kann-Formulierung akzeptieren. Fiir die Ausbildungsbeitrdge sprachen sich
alle Parteien ausser der FDP.Die Liberalen und der SVP, die Gewerkschaf-
ten, alle Leis-tungserbringer und Berufsverbénde sowie alle Institutionen der
Bildung aus. Bei den Versicherern waren die Meinungen geteilt.

Die Befristung des Gesetzes auf acht Jahre war umstritten. Die GDK und 17
Kantone lehnten eine zeitliche Limitierung als nicht zielfithrend ab. Auch
vier Parteien, die Gewerkschaften, der sgv sowie die Mehrheit der Leis-
tungser-bringer, Berufsverbdande und Bildungsinstitutionen sprachen sich
gegen eine Befristung aus, da das Problem des Fachkriftemangels in acht
Jahren nicht gelost sein werde. Hingegen pléddierten jene Versicherer, die
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den Gegenvorschlag grundsitzlich unterstiitzen, fiir eine Befristung auf acht
Jahre.

Bundesgesetz iiber die Krankenversicherung

Die gesetzliche Verankerung von eigenverantwortlichen Handlungsbe-
reichen der Pflegefachpersonen stiess bei den Beflirwortern des Gegenvor-
schlags mehrheitlich auf Zustimmung, doch wurden diverse Anderungen
vorgeschlagen. Die GDK und 17 Kantone legten Wert darauf, dass Pflege-
fachpersonen Grundpflege nicht nur eigenverantwortlich erbringen, sondern
in einem zeitlich limitierten Umfang auch anordnen diirften. Curafutura,
Swica und Visana unterstiitzten die neue Kompetenzordnung unter der
Voraussetzung, dass die Modalititen (namentlich die Feststellung des Pfle-
gebedarfs und Koordination mit der Arzteschaft) zwischen Versicherern und
Pflegeverbidnden erarbeitet und vereinbart wiirden; dabei handle es sich
weder um einen Zulassungs- noch einen Tarifvertrag. Den Abschluss eines
Zulassungsvertrags mit einem oder mehrerenVersicherern verlangten hinge-
gen die FDP.Die Liberalen, die Griinliberale Partei und der sgv. Die Arzte-
verbindung FMH stimmte der Kompetenzerweiterung der Pflege fiir die all-
gemeine Grundpflege zu, lehnte sich jedoch beziiglich der psychiatrischen
Grundpflege ab, da diese diagnostische und therapeutische Komponenten
beinhalte.

Leistungsauftrage mit Vorgaben hinsichtlich der zu erbringenden Ausbil-
dungsleistungen gehéren geméss den beiden Dachverbianden der Versicherer
nicht ins KVG. Die Mehrheit der Kantone mochte es Kantonen {iberlassen,
welche Vorgaben sie machen. Auch die Leistungserbringer und Berufsver-
biande wollen an der von den Kantonen erteilten Betriebsbewilligung an-
kniipfen. Einzig die Bildungs-institutionen unterstiitzten eine Verankerung
der Leistungsauftrige im KVG.

Die Einfithrung der Vertragsfreiheit fiir Pflegefachpersonen stiess bei der
Mehrheit der Kantone, bei den Gewerkschaften, Leistungserbringern und
Berufsverbanden und beim Versichererverband Curafutura sowie bei Visana
auf Ablehnung. Fiir Santésuisse wiren eine Lockerung des Vertragszwangs
oder Einzelfallvereinbarungen zwischen Versicherern und Pflegevertretern
eine notwendige flankierende Massnahme, wenn die Kompetenzen der Pfle-
gefachpersonen erweitert wiirden.

Ausser bei den Gewerkschaften, linksgriinen Parteien und Bildungsinstitu-
tionen stiess die Pflicht zum Anschluss an einen Gesamtarbeitsvertrag auf
breiten Widerstand.

Die beantragte Neuregelung

Zielsetzungen und Grundziige der Vorlage

Die Kommission anerkennt, dass die Initiantinnen und Initianten mit der Volksinitia-
tive «Fir eine starke Pflege (Pflegeinitiative)» zentrale Herausforderungen in der
Pflege aufgreifen. Der steigende Pflegebedarf angesichts der Zunahme der &lteren
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Bevolkerung und der in der Pflege herrschende Fachkréiftemangel sind unbestritten
und der Handlungsbedarf grundsétzlich ausgewiesen. Sowohl in der Akutpflege wie
auch in der Langzeitpflege steigen die Anforderungen an die Pflegenden. Dies zum
Beispiel bei der Koordination, die fiir reibungslose Aus- und Ubertritte aus dem
Spital in ein anderes Pflegeumfeld notwendig ist. Die schwierige Situation in der
Pflege manifestiert sich auch im hohen Anteil an Berufsaussteigerinnen und Berufs-
aussteigern und in der, gemessen am Bedarf, unzureichenden Anzahl an Ausbil-
dungsabschliissen bei den diplomierten Pflegefachkriften (vgl. Ziff. 2.2.2).

Wie die Volksinitiative verfolgt auch die Kommission mit dem indirekten Gegen-
vorschlag das Ziel einer qualitativ hochstehenden und fiir alle zugénglichen Pflege.
Dafiir braucht es insbesondere geniigend Pflegepersonal, das gut ausgebildet, kom-
petenzgerecht eingesetzt und im Beruf erhalten wird. Eine Regelung der Pflege auf
Verfassungsstufe erachtete die Kommission jedoch nicht als addquat. Sie stimmt in
diesem Punkt mit dem Bundesrat {iberein, der in seiner Botschaft zur Volksinitiative
«Fiir eine starke Pflege (Pflegeinitiative)» darauf hinweist, dass berechtigte Anlie-
gen der Pflegenden gestiitzt auf bereits bestehende Verfassungsgrundlagen beriick-
sichtigt werden konnten.!7 Die Kommission steht auch einer Sonderstellung einer
spezifischen Berufsgruppe in der Verfassung, wie es die Volksinitiative letztlich zur
Konsequenz hitte, skeptisch gegeniiber.

Vor diesem Hintergrund schldgt die Kommission in ihrer Vorlage ein Biindel von
Massnahmen, insbesondere auf Gesetzesstufe, vor, mit denen die Gesamtsituation in
der Pflege sowie konkret diejenige des Pflegepersonals gezielt verbessert werden
soll. Damit will die Kommission einerseits sachgerechte Antworten auf einzelne
Forderungen der Volksinitiative geben und andererseits dazu beitragen, dass die
Pflegequalitit gesteigert und die Patientensicherheit gestarkt wird.

Um diese Ziele zu erreichen, will die Kommission insbesondere bei der Ausbildung
der Pflegenden sowie bei der Anerkennung ihrer Kompetenzen ansetzen. Es ist ihrer
Meinung nach angezeigt, dass der Berufsstatus der Pflegefachpersonen generell
aufgewertet wird. Das ldngst nicht mehr zutreffende Image eines Hilfsberufs soll
iiberwunden werden. Gut ausgebildete Pflegefachpersonen sollen mit ihren spezifi-
schen Kompetenzen besser wahrgenommen und ihre Rolle soll in einer patienten-
zentrierten Gesundheitsversorgung gestirkt werden. Sie sollen namentlich in der
Grundpflege vermehrt selbstdndig tdtig sein und in eigener Verantwortung spezifi-
sche Pflegeleistungen erbringen kénnen. Die Aufwertung des Berufsstatus soll dazu
beitragen, die Attraktivitit des Pflegeberufs insgesamt zu erhéhen, die Rekrutierung
von jungen Erwachsenen und Wiedereinsteigerinnen zu erleichtern und die Verweil-
dauer im Beruf zu verldangern.

Die Kommission nahm zur Kenntnis, dass sowohl der Bund als auch die Kantone in
den letzten Jahren bereits verschiedene Massnahmen zur Starkung des Pflegeberufs
umgesetzt oder aufgegleist haben. So hat beispielsweise der Masterplan Bildung
Pflegeberufe 2010-201518 zu einer deutlichen Steigerung insbesondere der Ab-

17 BBI2018 7653, S. 7665

18 Der Schlussbericht zum Masterplan Bildung Pflegeberufe von Januar 2016 ist abrufbar
unter www.sbfi.admin.ch > Im Brennpunkt > Bildung > Berufsbildungssteuerung und —
politik > Projekte und Initiativen> Abgeschlossene Projekte und Initiativen > Masterplan
Bildung Pflegeberufe.
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schliisse der FaGe gefiihrt (vgl. auch Ziff. 2.2.2). Der Bund unterstiitzt zudem die
Fachhochschulen Gesundheit, indem seit 2008 die Studiengidnge der Pflege an den
kantonalen Fachhochschulen mitfinanziert werden.!® Weiter sind das GesBG und
die Fachkrifteinitiative des Bundes zu erwihnen, in deren Rahmen der Bund bei-
spielsweise Beitrdge an Wiedereinstiegskurse diplomierter Pflegender ausrichtet.
Nichtsdestotrotz geht die Kommission davon aus, dass auch im Bereich der Ausbil-
dung von Pflegefachkriften zusitzliche Anstrengungen notwendig sind, um dem
wachsenden Bedarf an Pflegepersonal Rechnung zu tragen und die angestrebte
Steigerung der Attraktivitdt des Pflegeberufs zu erreichen; in diesem Bereich will
die Kommission ebenfalls ansetzen.

Damit die dargestellten Ziele des indirekten Gegenvorschlags erreicht werden kon-
nen, sicht die Kommission unter anderem folgende Massnahmen vor:

— Die gesetzliche Verankerung von eigenverantwortlichen Handlungsberei-
chen der Pflegefachpersonen (vgl. auch unter Ziff. 4.2 die Erlduterungen zu
Art. 25a KVG). Damit sollen Pflegefachpersonen bestimmte Pflegeleistun-
gen ohne Anordnung oder Auftrag eines Arztes oder einer Arztin erbringen
diirfen, namentlich in der Grundpflege. Bedingung dafiir soll aber eine Ver-
einbarung zwischen Leistungserbringern und Versicherern sein, damit Kos-
tenkontrolle und Qualitdtssicherung gewihrleistet sind. Die Tatsache, dass
Pflegefachpersonen heute auf drztliche Anordnung Leistungen erbringen und
abrechnen diirfen, nehmen die Betroffenen als Ausdruck einer zu geringen
Wertschitzung ihres Berufes wahr. Zudem stellt die Forderung nach Festle-
gung von pflegerischen Leistungen, die in eigener Verantwortung erbracht
und zulasten der Sozialversicherungen direkt abgerechnet werden konnen,
eine der Kernforderungen der Pflegeinitiative2? dar. Die Kommission aner-
kennt in dieser zentralen Frage den Handlungsbedarf und will dem berech-
tigten Anliegen auf Gesetzesebene in einem gewissen Umfang Rechnung
tragen. Damit will sie das eigenverantwortliche und kompetenzgemasse
Handeln der Pflegefachpersonen stirken. Weiter soll mit dieser Massnahme
der Status des Pflegeberufs generell aufgewertet werden. Zudem ist zu er-
warten, dass die hausérztliche Versorgung entlastet wird, wenn fiir bestimm-
te Leistungsfalle keine drztliche Anordnung mehr notwendig ist;

—  Ausbildungsverpflichtungen fiir bestimmte Leistungserbringer nach KVG,
und damit verbunden die Verpflichtung der Kantone, den Leistungserbrin-
gern ihre ungedeckten Kosten der praktischen Ausbildungsleistungen min-
destens teilweise zu finanzieren (vgl. auch unter Ziff. 4.2 die Erlduterungen
zu Art. 5). Der Bund unterstiitzt die Kantone wihrend einer befristeten Zeit
von acht Jahren mit finanziellen Beitrdgen an die geleisteten Betrdge. Ge-
miss Versorgungsbericht 2016 verpflichten viele Kantone bereits heute ihre

19 Gemiss Botschaft zur Pflegeinitiative S. 7666 haben sich die Bundesbeitrige zwischen
2008 und 2016 verdoppelt und betrugen 2016 rund 25 Mio. Franken. B

20 Das Anliegen, bestimmte Leistungen ohne Anordnung des Arztes oder der Arztin
erbringen zu diirfen, war bereits Gegenstand der parlamentarischen Initiative Joder
11.418 «Gesetzliche Anerkennung der Verantwortung der Pflege». Das Nichteintreten
des Nationalrates auf die entsprechende Vorlage der SGK-N am 27. April 2016 stand
am Anfang der Lancierung der Volksinitiative «Fiir eine starke Pflege (Pflegeinitiative)»
durch den SBK.
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Spitdler, Gesundheitspersonal, darunter auch Pflegefachpersonen HF und
FH, auszubilden. Noch gelten die Verpflichtungen iiberwiegend fiir die Spi-
tiler; einige Kantone schliessen auch die Pflegeheime und die Spitex-
Organisationen in diese Verpflichtung ein und entschidigen diese fiir ihre
praktischen Ausbildungsleistungen. Hier will die Kommission ansetzen und
mit einer neuen Bundesregelung gezielt Massnahmen zur stirkeren Forde-
rung der Ausbildung im Bereich der Pflege bereitstellen;

eine Verpflichtung der Kantone, fiir angehende diplomierte Pflegefachper-
sonen HF und FH Ausbildungsbeitrdge wéhrend ihrer Ausbildungszeit zu
gewidhrleisten (vgl. auch unter Ziff. 4.2 die Erlduterungen zu Art. 6). Der
Bund gewihrt den Kantonen wihrend einer befristeten Zeit von acht Jahren
jahrliche Beitrdge fiir ihre Aufwendungen. Die Kommission stellte im Rah-
men ihrer Arbeiten fest, dass im zu geringen Ausbildungslohn?! eine der
mdglichen Ursachen fiir die zu tiefe Zahl der Bildungsabschliisse, insbeson-
dere in Pflege HF, verortet sein konnte. Der Ausbildungslohn kann insbe-
sondere auch fiir Quereinsteigende ein Hindernis darstellen; sie stellen ein
wichtiges Rekrutierungspotenzial fiir die Langzeitpflege dar. Deshalb will
die Kommission die Rahmenbedingungen der Ausbildung in Pflege HF und
FH verbessern und mit ihrer Massnahme den Diplomabschluss fiir poten-
zielle Absolventinnen und Absolventen attraktiver gestalten;

einen Bundesbeschluss fiir Finanzhilfen nach Artikel 7 des Bundesgesetzes
iiber die Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege: ab Inkrafttreten
der Artikel 5 und 6 wird fiir die Dauer von acht Jahren ein Verpflichtungs-
kredit von maximal 469 Millionen Franken bewilligt (vgl. auch unter
Ziff. 4.2 die Erlduterungen zu Art. 7);

einen Bundesbeschluss iiber die Erhohung der Anzahl Ausbildungsab-
schliisse in Pflege an den kantonalen Fachhochschulen. Damit wird der
Bundesrat beauftragt, mit den Kantonen im Rahmen der Schweizerischen
Hochschulkonferenz Massnahmen zu priifen, die bis Ende 2028 zu einer be-
darfsgerechten Erhohung der Anzahl Ausbildungsabschliisse in Pflege fiih-
ren;

die Wiederaufnahme bzw. Schaffung eines Anschlussangebots fiir altrechtli-
che interkantonale Pflegeabschliisse des Diplomniveaus I sowie fiir Prakti-
sche Krankenpflege, Fahigkeitsausweis Schweizerisches Rotes Kreuz SRK
(FA SRK). Rund 10 000—15 000 Personen mit PKP/FA SRK22 und 14 000
Personen mit DN 123 haben Ausbildungen absolviert, deren Abschliisse nicht
in die neue Bildungssystematik iiberfiihrt wurden. Diese Personen arbeiten

21 Eine FaGe, die nach Lehrabschluss als FaGe einen Durchschnittslohn von 4790 Franken
verdient (vgl. auf Internetseite www.lohncheck.ch > Lohnvergleich > Soziales >
Krankenpfleger > FaGe Fachmann Gesundheit), erhdlt bei einer berufsbegleitenden
Ausbildung zur Pflegefachfrau HF geméss Lohnempfehlung der OdA Gesundheit
des Kantons Ziirich einen Ausbildungslohn von 1100 Franken pro Monat
(ohne 13. Monatslohn). (Vgl. auf Internetseite www.oda-g-zh.ch > Dokumente >
Lohnempfehlungen > Lohnempfehlung HF und FH).

22 Praktische Krankenpflege/Fihigkeitsausweis SRK; Schitzung SRK.

23 Gesundheits- und Krankenpflege, Diplomniveau I; Z&hlung NAREG.
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mehrheitlich im Bereich Langzeitpflege. Mangels Uberfithrung kdnnen sich
diese Personen nur mit hohem finanziellem und zeitlichem Aufwand fiir
weiterfiihrende Ausbildungen qualifizieren. Mit dieser Massnahme will die
Kommission den Zugang der betroffenen Personen zu Aus- und Weiterbil-
dungen gemiss heutiger Bildungssystematik er6ffnen und dieses vorhandene
Potenzial besser erschliessen;

— einen Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen in der Hoéhe von acht Millionen
Franken gestiitzt auf die Finanzhilfebestimmungen des GesBG und das
Bundesgesetz vom 23. Juni 200624 {iber die universitiren Medizinalberufe
(MedBG) zur Forderung von Projekten, die der Effizienz der medizinischen
Grundversorgung dienen, insbesondere durch Interprofessionalitit. Die
Kommission will damit Projekte fordern, die der effizienten Arbeitsorgani-
sation dienen und dazu beitragen, dass die Berufsangehorigen verschiedenen
Berufsgruppen nach GesBG und MedBG kompetenzgerecht eingesetzt wer-
den. Dies fiihrt nachweislich dazu, dass die Absichten, den Beruf zu verlas-
sen, kleiner werden.25

3.2 Minderheitsantrag: Nichteintreten

Die Minderheit (de Courten, Aeschi Thomas, Brand, Clottu, Frehner, Giezendanner,
Herzog, Sollberger) beantragt, auf den vorliegenden indirekten Gegenvorschlag
nicht einzutreten. Sie lehnt sowohl das Bundesgesetz iiber die Forderung der Aus-
bildung im Bereich der Pflege wie auch den Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur
Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege, der einen Verpflichtungskredit
von 469 Millionen Franken fiir acht Jahre vorsieht, ab. Sie ist der Ansicht, dass das
Gesetz und der Bundesbeschluss zu hohen Kosten fiir den Bund in einem Bereich
fiihrten, fiir den grundsitzlich die Kantone und die Branche zustdndig seien. Es sei
nicht Sache des Bundes, die Ausbildung einer bestimmten Berufsgruppe, insbeson-
dere im Bereich der Fachhochschulen, in diesem Ausmass finanziell zu férdern. Vor
diesem Hintergrund lehnt die Minderheit auch den Bundesbeschluss iiber die Erho-
hung der Ausbildungsabschliisse in Pflege an den kantonalen Fachhochschulen (vgl.
Ziff. 5.1) sowie den Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Férderung der Effizienz
in der medizinischen Grundversorgung, insbesondere der Interprofessionalitdt (vgl.
Ziff. 5.2) ab. Interprofessionalitit und Effizienz bediirften keiner speziellen Forde-
rung, sondern miissten in jedem Betrieb vorausgesetzt werden konnen.

Zudem weist die Minderheit darauf hin, dass eine Mengenausweitung drohe, wenn
Pflegefachpersonen bestimmte Grundpflegeleistungen wie vorgeschlagen auch ohne
arztliche Anordnung erbringen und zulasten der obligatorischen Krankenpflegever-
sicherung abrechnen kdnnten. Die absehbare Mengenausweitung fiihre letztlich zu
hoheren Kosten im Gesundheitswesen und es sei nicht auszuschliessen, dass dies
negative Konsequenzen auf die Entwicklung der Pramien der Versicherten habe.

24 SR 811.11
25 Das Pflegefachpersonal in Schweizer Spitilern im européischen Vergleich. Neuchatel
2014. Obsan-Bulletin 3/2014.

8033



BB12019

4 Bundesgesetz iiber die Forderung der Ausbildung
im Bereich der Pflege
4.1 Einfiihrende Bemerkungen und Ingress

Artikel 117a Absatz 2 Buchstabe a der Bundesverfassung (BV), auf den sich der
vorliegende Entwurf in erster Linie abstiitzt, enthélt eine umfassende Bundeskompe-
tenz zum Erlass von Vorschriften {iber die Aus- und Weiterbildung fiir Berufe der
medizinischen Grundversorgung und die Anforderungen zur Ausiibung dieser Beru-
fe. Diese Regelungskompetenz ist geméss klarem Wortlaut und mangels anderslau-
tendem Hinweis in den Materialien beziiglich der Aus- und Weiterbildung der be-
treffenden Berufe weder auf materielle Anforderungen noch anderweitig ein-
geschrinkt. Damit ist es kompetenzrechtlich moglich, dass der Bund auf dieser
Verfassungsgrundlage auch Kriterien fiir die Festlegung der Ausbildungsleistungen
einzelner Akteure und entsprechende Finanzierungsregeln von Berufen der medizi-
nischen Grundversorgung regelt. Im Weiteren ist Artikel 66 Absatz 1 BV als Grund-
lage fiir den vorliegenden Erlass heranzuziehen. Diese Bestimmung verleiht dem
Bund die Kompetenz, die interkantonale Harmonisierung der Ausbildungsbeitrige
zu fordern und Grundsétze fiir die Ausrichtung von Ausbildungsbeitriagen festzule-
gen (Satz 2). Zudem kann er den Kantonen Beitrdge an ihre Aufwendungen fiir
Ausbildungsbeitrige an Studierende von Hochschulen und anderen Institutionen des
hoheren Bildungswesens gewéhren (Satz 1).

Allerdings ist festzuhalten, dass mit der Wahrnehmung dieser Kompetenzen neu in
bisher den Kantonen iiberlassene Bereiche eingegriffen wird. Neben der Zustindig-
keit der Kantone fiir die Gesundheitsversorgung wird heute auch die Bereitstellung
des Bildungsangebots des nicht-drztlichen Gesundheitspersonals durch die Kantone
geregelt. Der vorliegende Entwurf eines Bundesgesetzes iiber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege stellt diesbeziiglich eine Praxisdnderung nament-
lich im Bereich der Ausbildung der Pflegefachpersonen HF nach BBG und der
Pflegefachpersonen FH nach GesBG dar. Er sieht vor, dass die Ausbildungen im
Bereich der Pflege gefordert werden, indem die Kantone zu deren Finanzierung
verpflichtet werden sollen. Zudem verlangt das Gesetz, dass die Kantone den Zu-
gang zum Bildungs- oder Studiengang Pflege HF und FH mit gezielten Massnahmen
verbessern. Der Bund sieht zu diesem Zweck eine finanzielle Beteiligung an durch
die Kantone zu leistende Unterstiitzungsbeitrige vor. Das Gesetz soll wihrend einer
befristeten Zeit von acht Jahren gelten.

4.2 Erliuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

Art. 1

Ziel und Zweck des Gesetzes ist es, die Ausbildung im Bereich der Pflege zu fordern
und dadurch die Zahl der Bildungsabschliisse in Pflege HF und FH zu erhéhen
(4bs. I). Um dieses Ziel zu erreichen, sieht Absatz 2 Buchstabe a Beitrdge der
Kantone an die ungedeckten Kosten der praktischen Ausbildung im Bereich Pflege
vor. Damit soll ein ausreichendes Angebot an Plétzen fiir die praktische Ausbildung
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von Personen sichergestellt werden, die den Bildungsgang Pflege an einer hoheren
Fachschule (HF) nach Artikel 29 des BBG (Ziff: 1) oder den Bachelorstudiengang in
Pflege nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a des GesBG an einer Fachhochschule
absolvieren (Ziff. 2). Der Fokus wird bewusst auf diese Bildungsabschliisse gelegt,
weil die Zahl der pro Jahr erreichten Abschliisse in Pflege HF und FH (2017: 2700)
stark unter dem gemiss Versorgungsbericht 2016 geschitzten jéhrlichen Nach-
wuchsbedarf von 6075 Abschliissen liegt (vgl. Ziff. 2.2.2). Zudem sollen die Kanto-
ne nach Buchstabe b den Zugang zu diesen Ausbildungen mit Ausbildungsbeitragen
fordern. Damit sollen zusétzliche Absolventinnen und Absolventen fiir den Bil-
dungsgang Pflege HF und den Studiengang Pflege FH gewonnen werden (Bst. b).
Buchstabe c sicht Beitrage des Bundes an die Kantone vor.

Die Minderheit I (de Courten, Aeschi Thomas, Clottu, Giezendanner, Herzog, Hess
Erich) beantragt, die Ausbildungsbeitrige fiir Absolventinnen und Absolventen der
Ausbildung in Pflege HF und FH auf Personen mit Betreuungs- und Unterhaltsver-
pflichtungen zu beschrénken (4bs. 2 Bst. b). Sie beflirchtet, dass ohne diese Ein-
schriankung nicht tragbare Kosten entstehen konnten. Diese Anpassung hitte zudem
eine entsprechende Ergénzung von Artikel 6 (vgl. Vorentwurf zum Bundesgesetz
iber die Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege) sowie des Bundesbe-
schlusses iiber Finanzhilfen zur Férderung der Ausbildung im Bereich der Pflege zur
Folge (vgl. Erlduterungen unter Ziff. 6.1 zu den Bundesbeitridgen nach Art. 7, Min-
derheit I).

Die Minderheit II (Nantermod, Aeschi Thomas, Brand, Clottu, Giezendanner, Her-
zog, Hess Erich, Pezzatti, Sauter) beantragt, diec Forderung nach diesem Gesetz
ausschliesslich auf die Sicherstellung von gentigend Pldtzen fiir die praktische
Ausbildung in Pflege HF und FH auszurichten (4bs. 2 Bst. a). Es gebe keinen sach-
lichen Grund, ausgerechnet die Studierenden der Pflegestudiengdnge HF und FH zu
unterstiitzen und andere Studierende, beispielsweise der Eidgendssischen Techni-
schen Hochschulen, nicht. Das Ausbildungsfinanzierungsproblem stelle sich bei
allen Bildungsgéngen, so die Minderheit. Zudem wiirden solche Unterstiitzungsleis-
tungen die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen verletzen. Als Folge
dieses Antrags miissten der 3. Abschnitt und Artikel 7 (vgl. Vorentwurf zum Bun-
desgesetz iiber die Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege) sowie der
Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Férderung der Ausbildung im Bereich der
Pflege angepasst werden (vgl. Erlduterungen unter Ziff. 6.1 zu den Bundesbeitrigen
nach Art. 7, Minderheit II).

Art. 2 Bedarfsplanung

Die Bestimmung soll gewihrleisten, dass die Kantone keinen unrealistischen Bedarf
an Plétzen fiir die praktische Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefach-
mann HF und zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann FH (Pflegefachperso-
nen) festlegen. Dafiir richten sich die Kantone auch nach der kantonalen Versor-
gungsplanung. Der Bedarf kann aber nicht allein anhand des zukiinftigen Pfle-
gebedarfs, der sich aus der kantonalen Versorgungsplanung ergibt, bestimmt wer-
den. Daraus ergébe sich zwar die optimale Anzahl des fiir eine vollstindige
Sicherstellung des erwarteten Pflegebedarfs benétigten Nachwuchses an Pflegefach-
personen. Bei der Bemessung des Bedarfs an Plétzen fiir die praktische Ausbildung
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fiir Pflegefachpersonen miissen jedoch auch die vorhandenen Studienplédtze der HF
und der FH beriicksichtigt werden. Deren Kapazititen wiederum miissen auf die
Abschlusszahlen der Zubringer wie beispielsweise der Fach- oder Berufsmaturitéts-
schulen oder der Berufsfachschulen abgestimmt sein. Die Abschlusszahlen der
Zubringer stellen das Rekrutierungspotenzial fiir auszubildende Pflegefachpersonen
HF und FH dar. Kurz: der Bedarf an Ausbildungsplétzen, den die Kantone festlegen
sollen, bedarf einer umfassenden Analyse sémtlicher Bildungsginge der Pflegeberu-
fe. Die kantonalen Vorgaben werden zu diesem Zweck in vielen Féllen iiber die
vorgesehenen Ausbildungsverpflichtungen hinausgehen miissen, damit auch der
Nachwuchs auf der Sekundarstufe II sichergestellt werden kann.

Art. 3 Kriterien fiir die Berechnung der Ausbildungskapazititen

Die Kantone legen Kriterien fest, anhand welcher Organisationen, die Pflegefach-
personen beschéftigen sowie die Spitéler und Pflegeheime (Akteure im Bereich der
praktischen Ausbildung von Pflegefachpersonen) ihre Ausbildungskapazititen be-
rechnen miissen. Dabei werden verschiedene Faktoren zu beriicksichtigen sein, wie
beispielsweise die Anzahl der Angestellten, die Struktur und das Leistungsangebot
dieser Akteure. Diese verfiigen iiber unterschiedliche strukturelle Voraussetzungen
fiir die praktische Ausbildung. So muss beispielsweise differenziert werden zwi-
schen den verschiedenen Versorgungsbereichen wie den Spitdlern oder den Pflege-
heimen. Betriebe, die bisher noch nicht ausbildeten, miissen die Strukturen und
Prozesse sowie die personellen Ressourcen fiir die erforderliche Ausbildungsleis-
tung zuerst aufbauen.

Art. 4 Ausbildungskonzept

Die Akteure, welche Leistungen im Bereich der praktischen Ausbildung von Pflege-
fachpersonen erbringen, werden verpflichtet, ein Ausbildungskonzept zu erarbeiten
(4bs. I). Das Konzept soll den Rahmen auffiihren, in dem die praktische Ausbildung
stattfindet. Dazu gehoren beispielsweise die vorhandenen personellen Ressourcen
und die Infrastruktur fiir die erforderlichen praktischen Ausbildungsleistungen sowie
Massnahmen zur Sicherung der Qualitét der praktischen Ausbildung. Das Konzept
soll die Ziele und die Schwerpunkte der praktischen Ausbildung aufzeigen. Es soll
ausserdem ein Mengengeriist iiber die zur Verfiigung stehenden Plétze fiir die prak-
tische Ausbildung von Pflegefachpersonen enthalten (4bs. 2). Kann der Akteur die
Ausbildungskapazititen, die nach den Kriterien gemaiss Artikel 3 berechnet werden,
nicht bereitstellen, so weist er allfdllige Abweichungen aus (4bs. 3). Wie bereits
unter Artikel 2 erwéhnt, kann das Ausbildungskonzept mehr umfassen als die mit
diesem Gesetz geregelten praktischen Ausbildungsleistungen in Pflege HF und FH.

Art. 5 Beitrdge der Kantone

Absatz 1 legt fest, dass die Kantone den Akteuren im Bereich der praktischen Aus-
bildung von Pflegefachpersonen Beitrdge fiir deren Leistungen in der praktischen
Ausbildung von Pflegefachpersonen gewdhren miissen. Dazu bestimmen die Kanto-
ne fiir jeden Akteur die anrechenbaren Leistungen unter Beriicksichtigung der Krite-
rien nach Artikel 3 und dem Ausbildungskonzept nach Artikel 4.
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Nach Absatz 2 miissen die Kantone mindestens die Hélfte der durchschnittlichen
ungedeckten Ausbildungskosten der Akteure im Bereich der praktischen Ausbildung
von Pflegefachpersonen vergiiten. Als ungedeckte Kosten gelten die Kosten, fiir die
die Akteure keine Vergiitung erhalten, namentlich keine Vergiitung aufgrund der
Preise und Tarife der obligatorischen Krankenpflegeversicherung. Kosten und
Nutzen der tertidiren Ausbildungen in der Pflege wurden in einer Studie des Eidge-
nossischen Hochschulinstitutes (EHB)26 untersucht. Das Kosten-Nutzen-Verhéltnis
der betrieblichen Praktika wird hauptsédchlich mit drei Kennzahlen beschrieben: die
Bruttokosten geben an, wie hoch die Aufwendungen der Akteure im Bereich der
praktischen Ausbildung von Pflegefachpersonen insgesamt waren. Die produktiven
Leistungen zeigen, wie hoch der Wert der produktiven Arbeiten der Studierenden
wihrend der Praktika fiir die Betriebe ist. Die Nettokosten ergeben sich als Differenz
aus Bruttokosten und produktiven Leistungen. Es handelt sich dabei um die unge-
deckten Ausbildungskosten.

Nach Absatz 3 beriicksichtigen die Kantone bei der Berechnung der ungedeckten
Ausbildungskosten interkantonale Empfehlungen. Sie konnen sich auf die Schweize-
rische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK)
abstiitzen, die im Juni 2015 Empfehlungen zur Abgeltung der praktischen Ausbil-
dungsleistungen fiir die Studiengédnge HF und FH verabschiedete.2? Diesen Empfeh-
lungen entsprechend sollen die Kantone die Leistungserbringer aller Versorgungsbe-
reiche mindestens mit 300 Franken pro Praktikumswoche fiir angehende Pflegende
HF und FH entschédigen.

Art. 6

Absatz 1 sieht vor, dass die Kantone den Zugang zum Bildungsgang Pflege HF oder
zum Studiengang FH fordern. Zu diesem Zweck gewihren sie Personen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts Ausbildungsbeitrdge, damit diese die Ausbildung in
Pflege HF und FH absolvieren konnen. Namentlich sollen damit Personen unter-
stiitzt werden, die aufgrund des tiefen Ausbildungslohns von rund 800 bis 1500
Franken eine solche Ausbildung ansonsten nicht in Erwéigung ziehen. Mit Ausbil-
dungsbeitrdgen sollen beispielsweise FaGe gefordert werden, die nach Griindung
einer Familie oder nach einigen Jahren der beruflichen Tétigkeit doch noch eine
Ausbildung zur Pflegefachfrau HF absolvieren mochten, dies aufgrund des geringen
Ausbildungslohnes aber nicht realisieren konnen. Auch angehende Pflegefachperso-
nen FH sollen von solchen Unterstiitzungsleistungen profitieren kénnen, wenn der
Ausbildungslohn zur Sicherung des Lebensunterhalts nicht ausreicht. Zudem sollen
damit Quereinsteigende unterstiitzt werden konnen, wenn sie die Voraussetzungen
fiir den Bildungsgang Pflege HF erfiillen. Sie arbeiten iiberwiegend in den Alters-

26 Fuhrer, M.; Schweri, J. (2011): Kosten und Nutzen der tertiiren Ausbildungen in der
Pflege. Schlussbericht. Eidgendssisches Hochschulinstitut fiir Berufsbildung EHB.

27 Nettonormkosten der praktischen Ausbildung bei den nicht-universitiren Gesundheits-
berufen. Grundsitze und Empfehlungen der GDK. Informationsnotiz vom 2. Juli 2015.

8037



BB12019

und Pflegeheimen oder bei der Spitex.28 Sie kommen aus den Bereichen Gastgewer-
be und personliche Dienstleistung, haben einen Gesundheits-, Lehr- Kultur- oder
Wissenschaftsberuf oder einen Handels- oder Verkehrsberuf erlernt.

Die Kantone legen nach Absatz 2 die Voraussetzungen, den Umfang der Ausbil-
dungsbeitrige sowie das Verfahren fiir deren Vergabe fest: sie bestimmen iiber die
einzelnen Voraussetzungen, die eine Anspruchsberechtigung nach Absatz 1 begriin-
den und sie entscheiden iiber die Hohe des Beitrags, den sie zur Sicherung des
Lebensunterhaltes gewihrleisten. Beispielsweise konnen sie vorsehen, dass solche
Ausbildungsbeitrige erst ausgerichtet werden, wenn sdmtliche Anspriiche gegeniiber
unterstilitzungspflichtigen Familienangehorigen, den Sozialversicherungen oder An-
spriiche in Form kantonaler Ausbildungsbeitrage (Stipendien oder Darlehen) geltend
gemacht wurden und trotzdem kein zur Sicherung des Lebensunterhaltes ausrei-
chendes Einkommen erzielt werden kann. Sie kdnnen beispielsweise den Hochstbe-
trag der Ausbildungsbeitriage festlegen. Weiter konnen die Kantone bei Abbruch der
Ausbildung oder bei einem Berufsausstieg nach Abschluss der Ausbildung eine
Teilriickzahlung der Ausbildungsbeitrage vorsehen. Die Kantone kdnnen sich hierzu
an bereits bestehenden Losungen orientieren.29

Eine Minderheit (Herzog, Aeschi Thomas, Brand, Clottu, Giezendanner, Hess Erich,
Moret, Nantermod, Pezzatti, Sauter) beantragt die Anpassung von Artikel 6 Absatz 2.
Die Bestimmung soll dahingehend ergénzt werden, dass die Kantone die finanzielle
Unterstiitzung auch in Form eines Darlehens gewéhren konnen.

Art. 7 Bundesbeitrige

Nach Absatz 1 gewéhrt der Bund den Kantonen im Rahmen der bewilligten Kredite
jéhrliche Beitrége fiir ihre Aufwendungen fiir die Erfiillung ihrer Aufgaben nach den
Artikeln 5 und 6. Die Formulierung «im Rahmen der bewilligten Kredite» bringt
zum Ausdruck, dass ein begrenzter Kredit zur Verfliigung steht. Beitrige konnen
folglich nur so lange gewdhrt werden, wie Geld vorhanden ist. Sind die Kredite
erschopft, so hat ein Kanton im betreffenden Budgetjahr keinen Anspruch mehr auf
Beitrdge, auch wenn er alle Voraussetzungen erfiillt. Es ist ein Verpflichtungskredit
in der Hohe von 469 Millionen Franken im Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen nach
dem Bundesgesetz iiber die Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege vorge-
sehen.

28 Amstutz, N. et al. (2013): Lebensphasenspezifische Laufbahnentwicklung und
Verbundenheit im Pflegeberuf. Synthesebericht zur quantitativen und qualitativen
Erhebung im Rahmen des Projekts CaRe — Laufbahnentwicklung und Retention
Management in der Pflege im Kooperationsverbund von Spitélern, Alters- und
Pflegeheimen und Spitex. Fachhochschule Nordwestschweiz.

29 Kanton Thurgau: Férderprogramm HF Pflege fiir Studierende 25 plus. Siche unter:
Startseite OdA GS Thurgau > Ausbildung > Dipl. Pflegefachfrau/man 3-jéhrig und
2-jahrig: auf dieser Seite beim Untertite] Nachwuchsforderung / Forderbeitrage 25 plus
das Menti Fiir Betriebe 6ffnen: Kriterien und Vorgehen fiir den Erhalt von Forder-
beitrdgen Stadt Ziirich Quereinstieg: Siehe unter: Startseite Gesundheits- und Umwelt-
departement > Uber das Departement > Organisation > Pflegezentren > Jobs & Bildung >
Berufseinsteigende > Hohere Berufsbildung > Dipl. Pflegefachfrau/-mann HF >
Quereinstieg.
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Der Bund beteiligt sich zu maximal 50 Prozent an den Beitrigen der Kantone
(Abs. 2). Damit erhélt der Bund die notwendige Flexibilitit bei der Bemessung der
Bundesbeitriage, die zwingend im Rahmen der bewilligten Kredite zu erfolgen hat.
Die Bemessung der Bundesbeitrdge wird in einer Bundesratsverordnung geregelt
(Abs. 3). Der Bundesrat kann vorsehen, die Beitridge nach zweckmaissiger Ausgestal-
tung der kantonalen Massnahmen abzustufen und dem Bund damit die Moglichkeit
zur gezielten Steuerung seiner Beitrdge einzurdumen. Denkbar ist beispielsweise,
dass der Bund denjenigen Kantonen, welche die vollen ungedeckten Ausbildungs-
kosten nach Artikel 5 tragen, hohere Beitridge gewéhrt als jenen, die sich nur teilwei-
se an diesen Kosten beteiligen. Zudem konnte vorgesehen werden, dass die verfiig-
baren Mittel je zur Hélfte fiir Beitrdge nach den Artikeln 5 und 6 zur Verfligung
stehen sollen. Absatz 4 gibt vor, dass das EDI fiir eine ausgewogene regionale Ver-
teilung der Mittel sorgt, wenn die Gesuche der Kantone die zur Verfiigung stehen-
den Mittel iibersteigen.

Eine Minderheit (Gysi, Barrile, Feri Yvonne, Graf Maya, Heim, Piller Carrard,
Schenker Silvia) beantragt die Streichung des zweiten und dritten Satzes von Ab-
satz 3, mit denen eine Abstufung der Beitrige nach zweckméssiger Ausgestaltung
der kantonalen Massnahmen moglich sein soll. Eine solche Abstufung der Bundes-
beitrige fiihre zu einem hohen Kontroll- und Berichtsaufwand seitens Bund und
Kantone, was angesichts der Befristung des Gesetzes auf acht Jahre unverhiltnis-
massig sei.

Art. 8 Verfahren

Gesuche um Bundesbeitrdge sind beim Bundesamt fiir Gesundheit (BAG) einzu-
reichen (A4bs. 1). Fiir den Aufbau des notwendigen Wissens zur Priifung der Gesuche
kann das BAG Sachverstdndige beiziehen (4bs. 2).

Art. 9 Evaluation

Der Bundesrat ist zusténdig fiir die Evaluation der Auswirkungen des Gesetzes auf
die Entwicklung der Ausbildung im Bereich der Pflege. Zu diesem Zweck wird die
quantitative Entwicklung im Bereich der Plitze fiir die praktische Ausbildung von
Pflegefachpersonen sowie die Beteiligung der Akteure im Bereich der praktischen
Ausbildung von Pflegefachpersonen zu beobachten sein. Dazu kdnnen Kennzahlen
definiert werden, anhand derer diese Entwicklung gemessen werden kann. Der
Bundesrat erstattet dem Parlament spétestens sechs Jahre nach Inkrafttreten Bericht
iiber die erzielten Wirkungen und Resultate. Die Ergebnisse der Evaluation sollen
dem Parlament als Grundlage dazu dienen, iiber das weitere Vorgehen, beispielswei-
se iber eine allfdllige Verldngerung der Giiltigkeit des Gesetzes, zu entscheiden.
Eine solche konnte dann angezeigt sein, wenn die Massnahmen nach diesem Gesetz
zwar Wirkung zeigen, die Zahlen bei den Diplomabschliissen aber noch deutlich
unter den erforderlichen 6075 Abschliissen pro Jahr liegen (vgl. Ziff. 2.2.2). Die
Evaluation konnte zudem ergeben, dass noch ungenutztes Ausbildungspotenzial
vorhanden ist, z.B. durch eine weitere Steigerung der FaGe-Abschliisse. Schliesslich
miissten auch die Akteure im Bereich der praktischen Ausbildung von Pflegefach-
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personen signalisieren, dass sie in der Lage sind, ihre praktischen Ausbildungsleis-
tungen noch zu steigern.

Art. 10 Aufsicht

Der Bundesrat beaufsichtigt den Vollzug dieses Gesetzes. Er sorgt insbesondere fiir
die Einhaltung der Ausfithrungsbestimmungen zur Bemessung der Bundesbeitrage
nach Artikel 7 Absatz 3.

Art. 11 Anderung anderer Erlasse

Mit diesem Gesetz werden andere Erlasse des Bundes geindert. Diese Anderungen
werden im Anhang geregelt (vgl. Erlduterungen zum Anhang).

Art. 12 Referendum, Inkrafttreten und Geltungsdauer

Nach Absatz 1 untersteht das Gesetz dem fakultativen Referendum. Mit der Alterna-
tivklausel in Absatz 2 wird sichergestellt, dass entweder die Volksinitiative oder der
indirekte Gegenvorschlag in Kraft treten kdnnen, nicht aber beide zusammen. Der
Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten (4bs. 3). Die Geltungsdauer des Gesetzes ist
unter Vorbehalt von Absatz 5 auf acht Jahre befristet (4bs. 4). Es wird davon ausge-
gangen, dass die Kantone und die Akteure im Bereich der praktischen Ausbildung
von Pflegefachpersonen nach acht Jahren und mit Hilfe der Bundesbeitrige die
Massnahmen zur Forderung der Bildungsabschliisse in Pflege HF und FH etabliert
haben. Dem Ausbau dieser Kapazititen sind zudem Grenzen gesetzt, die in der
Ausbildungskapazitit der Akteure einerseits und im inléndischen Nachwuchspoten-
zial andererseits begriindet sind. Nach Absatz 5 gelten simtliche Anderungen ande-
rer Erlasse nach Artikel 11 unbefristet mit Ausnahme der Artikel 38 Absatz 2 und 39
Absatz 1bis des Bundesgesetzes vom 18. Mérz 1994 iiber die Krankenversicherung.
Diese beiden Artikel beinhalten als Kriterium der Zulassung die Verpflichtung der
Organisationen nach Artikel 35 Absatz 2 Buchstaben dbis KVG, die Pflegefachper-
sonen beschiéftigen sowie der Spitdler und Pflegeheime nach Artikel 35 Absatz 2
Buchstaben h und k KVG, Ausbildungsleistungen unter der Berlicksichtigung der
Vorgaben von Artikel 3 und 4 dieses Gesetzes zu erbringen.

Eine Minderheit (Gysi, Barrile, Carobbio Guscetti, Feri Yvonne, Graf Maya, Heim,
Schenker Silvia) beantragt die Streichung der Absdtze 4 und 5. Das Gesetz soll
unbefristet gelten. Die Minderheit begriindet dies mit der Annahme, dass der Fach-
kraftemangel in der Pflege innert acht Jahren nicht behoben werden konne.
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Anhang: Anderung anderer Erlasse
1. Strafprozessordnung30

Art. 171 Abs. 1

Mit der Ergénzung der Strafprozessordnung (StPO) werden Pflegefachfrauen und
Pflegefachménner sowie die weiteren im GesBG geregelten Berufe ausdriicklich
dem gleichen umfassenden Zeugnisverweigerungsrecht unterliegen wie beispiels-
weise Arztinnen und Arzte auch.

Art. 173 Abs. 1 Bst. f

Die via GesBG eingefiihrte (voraussichtlich Anfangs 2020 in Kraft tretende) Ande-
rung von Artikel 173 Absatz 1 Buchstabe f'ist als Folge der Aufnahme aller Gesund-
heitsberufe nach Artikel 2 Absatz 1 GesBG in Artikel 171 Absatz 1 aufzuheben.
Ansonsten wiren die im GesBG geregelten Berufe in zwei miteinander nicht kompa-
tiblen Bestimmungen erfasst.

2. Militirstrafprozess vom 23. Miirz 19793!

Art. 75 Bst. b

Die Ergénzung in Artikel 75 Buchstabe b hat zur Folge, dass die Pflegefachfrauen
und -ménner sowie die weiteren Gesundheitsberufe nach Artikel 2 Absatz 1 GesBG
auch im Rahmen eines Militérstrafprozesses ausdriicklich genannt und von ihrem
Image als «berufliche Hilfspersonen» befreit werden.

3. Bundesgesetz iiber die Berufsbildung

Artikel 73a Anerkennung altrechtlicher kantonaler und interkantonaler
Abschliisse

Artikel 73a schafft eine Kompetenz des Bundes betreffend die Anerkennung von
altrechtlichen kantonalen sowie altrechtlichen interkantonalen Abschliissen. Die
Kompetenz gilt jedoch nur fiir Abschliisse, welche bereits in Bundeshoheit sind
(4bs. 1), wie namentlich die im Bereich der Pflege.

Im Jahr 2004 erfolgte der Wechsel der Zusténdigkeit im Bereich der Gesundheitsbe-
rufe von den Kantonen zum Bund. Die GDK (frither Sozialdirektorenkonferenz
SDK) hat die Verfahren im Bereich der Anerkennung kantonaler Abschliisse bis zu
diesem Zeitpunkt ans SRK {iibertragen. Es existieren unterschiedliche altrechtliche
kantonale und interkantonale Ausbildungen im Bereich Pflege, wie etwa DNI32 mit

30 SR 312.0
31 SR 322.1
32 Diplom in Gesundheits- und Krankenpflege Niveau I.
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rund 14 000 oder PKP/FA SRK33 mit 10 000-15 000 Personen, deren Bildungsab-
schliisse nicht in die neue Bildungssystematik iiberfiihrt wurden.

DNI war eine dreijéhrige Ausbildung (angeboten von 1992 bis 2011), welche auf
Tertidrniveau positioniert wird.34 Bis Ende 2011 bestand die Moglichkeit, im Rah-
men des sog. «Aquivalenzverfahrens»35 die Berechtigung zum Fiihren der Berufsbe-
zeichnung «diplomierte/r Pflegefachfrau/-mann» zu erlangen. Im europiischen
Vergleich entsprechen DNI den Anforderungen der EU-Richtlinie 2005/36/EG36.
Sie sind im européischen Ausland demnach bessergestellt als in der Schweiz. Zudem
anerkennt die Schweiz auf Grundlage der europdischen Mindestvorschriften auslén-
disches Pflegefachpersonal, das mindere Qualifikationen37 aufweist als inldndische
DNI.

PKP/FA SRK war eine Ausbildung mit Fokus auf Langzeitpflege, welche Ende der
1990-er Jahre ausgelaufen ist und 1.5 bis 2 Jahre dauerte. Die GDK hat sie in Bezug
auf die Zulassung zu weiterfiihrenden Ausbildungen mit den FaGe gleichgestellt.
Auch beziiglich des Lohns wird seitens GDK eine Gleichstellung mit den FaGe
empfohlen.

Aufgrund fehlender Uberfithrung der beiden Ausbildungen in die Bildungssystema-
tik, konnen sich diese Personen nur mit tiberméssig hohem finanziellem und zeitli-
chem Aufwand fiir weiterfithrende Ausbildungen qualifizieren. Zudem ist ihr Status
in der Berufsausiibung abhéingig von der einzelnen Arbeit gebenden Institution. Eine
Uberfiihrung ist insbesondere im Lichte des Fachkriftemangels dringend angezeigt.

Gegenwirtig fehlt eine klare Gesetzesbestimmung, welche dem Bund die Zustéin-
digkeit fiir die Anerkennung von altrechtlichen kantonalen sowie altrechtlichen
interkantonalen Abschliissen, deren entsprechender Bildungsabschluss heute in
Bundeskompetenz liegt, {ibertrigt. Eine solche wird mit Artikel 73a geschaffen. Die
Umsetzung der Massnahme betreffend DNI kann iiber die Wiedereinfithrung des
bewihrten Aquivalenzverfahrens erfolgen. Gemiss Absatz 2 kann der Bundesrat
diese Aufgabe an Dritte delegieren. Das SRK weist dazu — nach wie vor — die not-
wendige Fachexpertise vor.

Eine Delegation der Aufgabe an das SRK ist fachlich und aus Effizienzgriinden
angezeigt (4bs. 2). Fir PKP/FA SRK konnen sog. «andere Qualifikationsverfah-
ren»38 fiir besondere Personengruppen standardisiert werden. Eine Ausarbeitung ist
in Zusammenarbeit mit der OdASanté und den Kantonen zu vollziehen. Entschei-
dend ist dabei, dass die Verfahren schnell, kostengilinstig und in allen Kantonen
einheitlich vollzogen werden konnen.

33 Praktische Krankenpflege/Krankenpfleger,-innen mit Fihigkeitsausweis SRK.

34 Vgl. Beschluss des Vorstands der GDK von 2006 zu «Diplomniveau I Pflege:
Problematik um die Positionierung der Ausbildungy.

35 Voraussetzung hierfiir waren mindestens zwei Jahre berufliche Pflegeerfahrung
mit einem Beschéftigungsgrad von 80 — 100 Prozent sowie berufsbezogene
Weiterbildungen von mindestens 280 Lektionen oder 40 Tagen; vgl. Art. 3
des Reglements des SRK iiber das Verfahren zur Erteilung der Berechtigung zur Fithrung
der Berufsbezeichnung «dipl. Pflegefachfrau/-mann» vom 3. Juni 2003.

36 Vgl. Art. 31 RL 2005/36/EG.

37 Je nach Ausbildungsland, -dauer und —inhalt auf Niveau Sekundarstufe II.

38 Vgl. Art. 31 Abs. 2 BBV i.V.m. Art. 33 BBG.
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Mit der Wiederaufnahme bereits bekannter und bewéhrter Verfahren wird ein An-
reiz geschaffen, den Verbleib im Pflegeberuf zu fordern. Eine Uberfiihrung in die
Bildungssystematik erdffnet bestehendem Personal zudem Chancen zur beruflichen
Weiterentwicklung. Ziel ist es, das Fachkréftepotenzial — insbesondere im Bereich
der Langzeitpflege — zu nutzen und dem Fachkréftemangel entgegenzutreten.

Die zustdndigen Organisationen der Arbeitswelt sind verpflichtet, innert zwei Jahren
nach Inkrafttreten der Bestimmung Bildungsangebote bereitzustellen, welche es
Inhaberinnen und Inhabern von altrechtlichen Bildungsabschliissen ermdglicht, in
die heutige Bildungssystematik iiberfiihrt zu werden (4bs. 3). Solche Bildungsange-
bote wiren denkbar auf Stufe der beruflichen Grundbildung. Im Rahmen sogenann-
ter anderer Qualifikationsverfahren (Art. 33 BBG) besteht bspw. die Moglichkeit
modular aufgebaute Bildungsangebote einem formalen Bildungsabschluss zuzufiih-
ren. Auch andere Qualifikationsverfahren richten sich zwingend an den Qualifika-
tionszielen der massgebenden Bildungserlasse aus. Andere Qualifikationsverfahren
werden vom SBFI anerkannt.

4. Gesundheitsberufegesetz3®

Eine Minderheit (Gysi, Bertschy, Carobbio Guscetti, Feri Yvonne, Graf Maya,
Heim, Schenker Silvia, Weibel) beantragt die folgende Ergidnzung des Gesundheits-
berufegesetzes:

Art. 10a Berufsbezeichnung

Die aufgefiihrten Berufsbezeichnungen diirfen lediglich verwendet werden von
Inhaberinnen und Inhabern eines entsprechenden inldndischen Bildungsabschlusses
nach Artikel 12 Absatz 2 GesBG, eines anerkannten ausldndischen Bildungsab-
schlusses (vgl. Art. 10 Abs. 2 GesBG) oder eines Abschlusses nach bisherigem
Recht, der fiir die Erteilung einer Berufsausiibungsbewilligung einem Abschluss
nach Artikel 12 Absatz 2 GesBG gleichgestellt ist (vgl. Art. 34 Abs. 3 GesBG).

Inhaberinnen und Inhaber nachgepriifter ausldandischer Abschliisse nach Artikel 15
Absatz 1 GesBG sowie weitere Personen, die z.B. eine Ausbildung als Erndhrungs-
beraterin oder -berater absolviert haben, aber nicht auf Fachhochschulebene, wiren
nicht berechtigt, eine der nach Artikel 10a geschiitzten Berufsbezeichnungen zu
fithren.

Art. 30a

Wer unberechtigterweise eine der geschiitzten Berufsbezeichnungen nach Arti-
kel 10a verwendet, wird mit einer Busse in der Hohe von maximal 10 000 Franken
(Art. 106 Abs. 1 und Art. 333 Abs. 3 Strafgesetzbuch) bestraft. Da der Tatbestand
von Artikel 30a die einzelnen Merkmale von Artikel 3 Buchstaben ¢ des Bundesge-
setzes vom 19. Dezember 198640 gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) enthélt

39 SR 811.21
40 SR 241

8043



BB12019

und dasselbe Ziel verfolgt, geht die Stratbestimmung nach GesBG nach dem Grund-
satz des Vorrangs der lex specialis derjenigen des UWG vor.

5. Bundesgesetz iiber die Krankenversicherung

Leistungen, die mit oder ohne Anordnung erbracht werden

Jeder im Rahmen des KVG titige Leistungserbringer ist fiir die Leistungen, die er
erbringt, verantwortlich und ist in diesem Sinne eigenverantwortlich tétig. Mit der
vorgeschlagenen Gesetzesdanderung soll in erster Linie der Berufsstatus der Pflege-
fachpersonen aufgewertet werden. Die Pflegefachpersonen sollen — geméss dem Ziel
der Initianten/-innen der Volksinitiative — in der Grundpflege selbstindiger arbeiten
konnen, indem sie namentlich gewisse Leistungen direkt zu Lasten der OKP erbrin-
gen konnen.

Die vorgeschlagene Anderung wiirde also den Pflegefachpersonen ermdglichen,
bestimmte, vom Bundesrat bezeichnete Leistungen selbststindig und ohne érztliche
Anordnung zu erbringen. Voraussetzung dafiir ist aber eine Vereinbarung der Leis-
tungserbringer mit den Versicherern. Namentlich konnten Leistungen der Grund-
pflege ohne é&rztliche Anordnung erbracht werden, wihrend Untersuchungen und
Behandlungspflege weiterhin auf drztliche Anordnung erfolgen sollen. Zudem soll
der Bundesrat bei der Beschreibung dieser Pflegeleistungen den Pflegebedarf von
Personen mit komplexen Erkrankungen und Personen, die palliative Pflege bendti-
gen, beriicksichtigen. Neben den Arzten und Arztinnen sowie den Chiropraktoren
und Chiropraktorinnen sollen damit neu auch Pflegefachpersonen bei Vorliegen
einer Vereinbarung mit den Versicherern definierte Leistungen zulasten der OKP
abrechnen konnen. Daher wird dem Bundesrat im vorgelegten Vorschlag auch die
Kompetenz erteilt, neben dem Verfahren der Bedarfsermittlung auch die Koordina-
tion zwischen dem behandelnden Arzt oder der behandelnden Arztin und dem Pfle-
gepersonal zu regeln. Es ist insbesondere fiir Qualitéts- und Nachverfolgung wichtig
sicherzustellen, dass sowohl der behandelnde Arzt oder die behandelnde Arztin als
auch das Pflegepersonal immer iiber die erbrachten Behandlungs- und Pflegeleistun-
gen auf dem Laufenden sind. Die Vollstindigkeit des Patientendossiers muss ge-
wihrleistet werden konnen. Die konkrete Umsetzung und die Details konnen dann
im Rahmen der vorgesehenen Vereinbarungen zwischen den Leistungserbringer und
Versicherern geregelt werden.

Definition der Leistungen

Gemiss Artikel 25a Absatz 3 KVG in Verbindung mit Artikel 33 Absatz 5 KVG
sowie Artikel 33 KVV und 7 KLV ist es Sache des Bundesrates, die Pflegeleistun-
gen zu bezeichnen, welche ohne &rztliche Anordnung erbracht werden konnen. Es
handelt sich um eine Positivliste der Leistungen der Abklarung, Beratung und Koor-
dination sowie der Grundpflege. Die Leistungen der Behandlungspflege diirften
dagegen keiner Anderung unterliegen und weiterhin von einem Arzt oder einer
Arztin angeordnet werden.
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Flankierende Massnahmen

Da trotz der Voraussetzung einer Vereinbarung zwischen Leistungserbringer und
Versicherern nicht vollstdndig ausgeschlossen werden kann, dass die neue Regelung
zu einer Ausweitung der Pflegeleistungen und damit zu einem Anstieg von Kosten
und Pramien fithren kénnte, sind flankierende Massnahmen vorgesehen:

—  Die Kantone konnen die Zulassung neuer Leistungserbringer nach Artikel 35
Absatz 2 Buchstabe dbis beschrinken, wenn sie in diesem Bereich einen
massiven Kostenanstieg feststellen. Geméss bundesstaatlicher Kompetenz-
aufteilung sind die Kantone fiir die Gewéhrleistung der Versorgungssicher-
heit zustdndig und haben dabei insbesondere dafiir zu sorgen, dass jede Per-
son die fiir ihre Gesundheit notwendige Pflege erhélt. Sie sind besser in der
Lage, die Zahl der Leistungserbringer festzulegen, die fiir die Deckung des
Versorgungsbedarfs der Bevolkerung auf ihrem Kantonsgebiet erforderlich
1st.

—  Mittels einer Ubergangsbestimmung wird vom Bundesrat explizit eine Eva-
luation der Entwicklung der Pflege verlangt. Dies muss fiinf Jahre nach der
Inkraftsetzung vorliegen.

Art. 25a
Absatz 1 und damit die Beitragslosung bleibt unveréndert.

Der heute geltende Absatz 2, wonach Leistungen der Akut- und Ubergangspflege,
welche sich im Anschluss an einen Spitalaufenthalt als notwendig erweisen, von der
OKP und vom Wohnkanton des Versicherten wahrend lédngstens zwei Wochen nach
den Regeln der Spltalﬁnanz1erung vergiitet werden, wird erginzt, indem solche
Leistungen nicht nur von im Spital titigen Arztinnen und Arzten, sondern von
diesen gemeinsam mit einer Pflegefachperson angeordnet werden miissen.

Die Minderheit 1 (Gysi, Barrile, Feri Yvonne, Graf Maya, Heim, Moret, Schenker
Silvia) beantragt, dass diese Leistungen im Spital von einem Arzt oder einer Arztin
oder einer Pflegefachperson angeordnet werden koénnen und begriindet dies damit,
dass namentlich auch in diesem Punkt der eigenverantwortliche Handlungsbereich
der Pflegefachpersonen ausgedehnt werden soll.

Die Minderheit II (Moret, Nantermod) beantragt demgegeniiber beim geltenden
Gesetz zu bleiben. Danach soll die Anordnung von Akut- und Ubergangspflege
einzig bei den im Spital titigen Arztinnen und Arzten bleiben. Begriindet wird dies
mit dem Widerstand der Vernehmlassungsteilnehmenden, wonach der Vorschlag der
Mehrheit administrativ zu aufwéndig ist.

Absatz 3 erteilt dem Bundesrat die Kompetenz, die Pflegeleistungen zu bezeichnen.
Neu hat der Bundesrat aber zu bestimmen, bei welchen Pflegeleistungen die Leis-
tungserbringer aufgrund einer Vereinbarung mit den Versicherern den Pflegebedarf
ohne é&rztliche Anordnung selber feststellen konnen. Bei diesen Leistungen soll es
sich um Leistungen der Grundpflege sowie die mit diesen direkt verbundenen Mass-
nahmen der Abklarung, Beratung und Koordination handeln. Die Abrechnung dieser
Leistungen ohne drztliche Anordnung bedingt dann eine Vereinbarung mit den
Versicherern. Leistungserbringer konnen diese Leistungen auch ohne Vereinbarung
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erbringen — dann aber unter &rztlicher Anordnung. Die Versorgung der Patientinnen
und Patienten mit Pflegeleistungen ist in jedem Fall sichergestellt.

Eine Minderheit (Carobbio Guscetti, Bertschy, Feri Yvonne, Graf Maya, Gysi,
Heim, Lohr, Roduit, Schenker Silvia) beantragt beziiglich den Absitzen 1 und 3 die
Regelung, wie sie in die Vernehmlassung ging, beizubehalten. Damit wird nicht eine
Vereinbarung als Voraussetzung fiir die Abrechnungsmoglichkeit vorausgesetzt,
sondern es ist der Bundesrat, der festlegt, welche Leistungen die Pflegefachpersonen
ohne édrztliche Anordnung erbringen diirfen. Die Minderheit geht dabei davon aus,
dass nur mit der uneingeschrinkten Moglichkeit aller Pflegefachpersonen, Pflege-
leistungen ohne drztliche Anordnung zu erbringen, das Kernanliegen der Volksiniti-
ative aufgenommen wird. Der indirekte Gegenvorschlag solle nicht herangezogen
werden, um die Vertragsfreiheit schrittweise einzufiihren.

Der neue Absatz 3bis hilt fest, dass der Bundesrat bei der Bezeichnung der Pflege-
leistungen nach Absatz 3 den Pflegebedarf von Personen mit komplexen Erkrankun-
gen und Personen, die palliative Pflege benétigen, beriicksichtigen muss. Bereits
heute wird im Rahmen der Bezeichnung der Pflegeleistungen in der KLV diesen
verschiedenen Situationen Rechnung getragen, sofern fiir die entsprechenden Leis-
tungen die Vorgaben des KVG erfiillt sind.

Ebenfalls neu eingefiigt wurde Absatz 3ter, welcher es dem Bundesrat ermdglicht,
neben dem Verfahren der Ermittlung des Pflegebedarfs auch die Koordination
zwischen den behandelnden Arztinnen und Arzten sowie den Pflegefachpersonen zu
regeln. Es ist wichtig, gewéhrleisten zu kdnnen, dass die erbrachten Pflegeleistungen
immer koordiniert sind und es keine Doppelspurigkeiten gibt, wie zum Beispiel vom
behandelnden Arzt oder von der behandelnden Arztin angeordnete Leistungen der
Grundpflege und gleichzeitig von einer Pflegefachperson selbstindig erbrachte
Leistungen der Grundpflege. Namentlich muss das Ergebnis der Bedarfsabkldrung
dem behandelnden Arzt oder der behandelnden Arztin immer zur Information wei-
tergeleitet werden. Das gilt auch, wenn die erbrachten Pflegeleistungen nicht direkt
mit einer laufenden Behandlung verbunden sein sollten. Es ist natiirlich auch wich-
tig, dass eine Pflegefachperson, die bei der Bedarfsabklarung bei einem Patienten
oder einer Patientin einen Behandlungspflegebedarf feststellt, dies mit Einverstand-
nis des Patienten oder der Patientin moglichst rasch dem behandelnden Arzt oder der
behandelnden Arztin mitteilt, auch wenn die Pflegefachperson diese Leistungen
ohne drztliche Anordnung oder drztlichen Auftrag erbringt. Geméss Artikel la
Absatz 2 sind Krankheit, Unfall oder Mutterschaft die Voraussetzungen fiir den
«Eintritty in das soziale Krankenversicherungssystem. Es ist daher wichtig, dass die
Koordination und der Informationsaustausch zwischen den Leistungserbringern, die
denselben Patienten oder dieselbe Patientin behandeln, optimal gewahrleistet sind.
Weitere Details und die konkrete Umsetzung kénnen dann in den Vereinbarungen
zwischen den Leistungserbringern und Versicherern geregelt werden.

Eine Minderheit (Feri Yvonne, Barrile, Carobbio Guscetti, Graf Maya, Gysi, Heim,
Moret, Schenker Silvia) will zudem in einem neuen Absatz 3bis 2 festhalten, dass die
anrechenbaren Pflegekosten eine angemessene Abgeltung des Pflegepersonals
ermoglichen, einschliesslich des Personals in Ausbildung. Die Minderheit erhofft
sich damit, dem Mangel an Pflegefachpersonal zu begegnen, indem die Arbeitgeber
das Pflegefachpersonal angemessener entlohnen kénnen.
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Art. 35 Abs. 2 Bst. dbis

Artikel 35 Absatz 2 fihrt die Leistungserbringer auf, die zur Tétigkeit zulasten der
OKP zugelassen sind. Die Pflegefachpersonen werden nun filir die vom Bundesrat
bestimmten Leistungen, bei denen die Leistungserbringer aufgrund einer Vereinba-
rung mit den Versicherern den Pflegebedarf ohne &rztliche Anordnung selber fest-
stellen konnen explizit unter Buchstabe dbs genannt. Man kann davon ausgehen,
dass ein Teil der Pflegefachpersonen selbstéindig und auf eigene Rechnung arbeiten
wird, die Mehrheit aber von einem Spital, einem Pflegeheim oder einer Organisation
der Krankenpflege und Hilfe zu Hause beschéftigt wird, wie das heute der Fall ist.

Die Abschliisse, liber die Pflegefachpersonen verfiigen miissen, um zur Tatigkeit
zulasten der OKP zugelassen zu werden, werden vom Bundesrat in der Verordnung
iiber die Krankenversicherung (KVV) festgelegt. Fiir Pflegefachpersonen wird die
Zulassung zur Tatigkeit zulasten der OKP hierbei in Zukunft mit der Einhaltung der
Voraussetzungen fiir die Ausiibung ihres Berufes nach dem Gesundheitsberufege-
setz verbunden. Diesbeziiglich muss sich ihr Handeln an die im Rahmen der Aus-
und Weiterbildung erworbenen Kenntnisse und Kompetenzen abstiitzen.

Die Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu Hause wie auch die Pflegehei-
me miissen gewihrleisten konnen, dass ihr Personal, das Leistungen ohne drztliche
Anordnung oder &rztlichen Auftrag erbringt, die dazu verlangten Voraussetzungen
erfiillt. In diesem Kontext wird auch die KLV zu dndern sein, damit prézisiert wer-
den kann, welche Pflegeleistungen neben der Grundpflege nur von Pflegefachperso-
nen, welche die Voraussetzungen nach Artikel 49 KVV unabhédngig von ihrem
Berufsstatus erfiillen, ohne drztliche Anordnung oder &rztlichen Auftrag erbracht
werden diirfen.

Art. 38 Abs. 2 und Art. 39 Abs. 1bis

Neu sieht das KVG vor, dass die Kantone die Organisationen, die Pflegefachperso-
nen beschiftigen (Art. 35 Abs. 2 Bst. dbis KVG) sowie die Spitéler und Pflegeheime
(Art. 35 Abs. 2 Bst. h und k KVG) im Rahmen eines Leistungsauftrages zur Bereit-
stellung von Ausbildungsleistungen verpflichten. Diese Vorgehensweise entspricht
der vorherrschenden bundesstaatlichen Kompetenzaufteilung, wonach die Kantone
fir die Gewahrleistung der Versorgungssicherheit zustindig sind. Die Kantone
beauftragen mittels gezielten Leistungsauftrdgen diese Institutionen mit Ausbil-
dungsleistungen. Die Kantone legen fiir jeden Leistungserbringer die Ausbildungs-
leistung fest, welche der einzelne Leistungserbringer pro Jahr erbringen muss. Sie
beriicksichtigen dabei die Kriterien nach Artikel 3 des Bundesgesetzes vom ... iiber
die Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege und das Ausbildungskonzept
nach Artikel 4 dieses Gesetzes. In verschiedenen Kantonen bestehende Bonus-
Malus-Systeme, die Ersatzabgaben bei Nichterfiillung der Ausbildungsverpflichtung
vorsehen oder den Einkauf von Ausbildungsleistungen bei anderen Institutionen
ermdglichen, werden durch diese Bestimmung nicht ausgeschlossen.

Art. 55b Kostenentwicklung bei Pflegeleistungen

Steigen die Kosten in diesem Bereich im betroffenen Kanton stirker als im gesamt-
schweizerischen Durchschnitt, kann der Kanton vorsehen, dass keine neue Pflege-
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fachperson zur Tétigkeit zulasten der OKP in diesem Bereich zugelassen werden
kann. Die Kantone kénnen somit auf ein neues Instrument zur raschen und wirksa-
men Kostenkontrolle zuriickgreifen und gleichzeitig ihrer verfassungsméssigen
Pflicht nachkommen, fiir alle den Zugang zu einer ausreichenden und qualitativ
guten medizinischen Grundversorgung zu gewéhrleisten. Mit diesem Artikel kann
den Kantonen eine Massnahme zur Verfiigung gestellt werden, die ihnen bei Bedarf
ermoglicht, die Neuzulassungen von Pflegefachpersonen zu beschrianken, und die
nicht vom befristeten Artikel 55a abhéngt.

Ubergangsbestimmungen zur Anderung vom ...

Um die Wirkungen der vorgeschlagenen Anderung zu verfolgen, erhilt der Bundes-
rat in der Ubergangsbestimmung den Auftrag, dem Parlament spitestens fiinf Jahre
nach Inkrafttreten der Gesetzesinderung einen Evaluationsbericht vorzulegen, der
insbesondere auf die wirtschaftlichen Folgen der Anderung eingeht.

Weitere Minderheitsantrige

De lege lata umschreibt Artikel 25 Absatz 2 Buchstabe a KVG die Leistungen, die
ambulant, stationdr oder in einem Pflegeheim sowie die Pflegeleistungen, die in
einem Spital erbracht werden. Eine Minderheit (Ammann, Barrile, Carobbio Guscet-
ti, Feri Yvonne, Graf Maya, Gysi, Heim, Humbel, Roduit, Schenker Silvia) bean-
tragt, dass auch die Durchfiithrung von Pflegeleistungen im Rahmen einer stationédren
Behandlung durch Pflegefachpersonen explizit im KVG aufgefiihrt wird (neue
Ziff. 2bis). Auch dieser Minderheit geht es um die Steigerung der Attraktivitit des
Berufs und die Senkung der Gesundheitskosten durch einen optimalen Ressourcen-
einsatz.

Eine Minderheit (Carobbio Guscetti, Barrile, Feri Yvonne, Graf Maya, Gysi, Heim,
Schenker Silvia) will in einem neuen Artikel 394 ein «nurse to patient ratio» einfii-
gen. Hierbei miissen Spitdler und andere Einrichtungen sicherstellen, dass eine
Mindestzahl an Pflegefachpersonen pro Patient zur Verfiigung steht. Der Bundesrat
wiirde die Zahl an Pflegefachpersonen im Verhiltnis zu den Patienten pro Versor-
gungsbereich festlegen. Er soll im Interesse der Patientensicherheit die anerkannten
Standards der Fachgesellschaften und der Schweizerischen Akademie der Medizi-
nischen Wissenschaften (SAMW) iibernehmen. Die kantonale Aufsichtsbehorde
wiirde hierbei jéhrlich die Einhaltung der Verhéltniszahl kontrollieren, der Kantons-
regierung berichten und die erhobenen Ergebnisse publizieren. Spitiler und Pflege-
heime, welche die genannten Anforderungen nicht einhalten, wiren von der Liste zu
streichen. Die Minderheit schldgt in diesem Zusammenhang vor, ebenfalls Arti-
kel 39 Absatz 1 Buchstabe b zu ergénzen, indem Spitdler und andere Einrichtungen
zugelassen sind, wenn sie iiber das erforderliche Fachpersonal und das Pflegeperso-
nal nach Artikel 39a verfiigen. Die Minderheit will mit dieser Vorgehensweise die
Versorgung, aber auch die Qualitdt der Behandlung und die Patientensicherheit
sicherstellen.

Eine Minderheit (Gysi, Barrile, Carobbio Guscetti, Feri Yvonne, Graf Maya, Heim,
Schenker Silvia) will in einem neu einzufiigenden Artikel 395, dass sich die in
Artikel 39 Absitze 1 und 3 erwidhnten Leistungserbringer, die zulasten der OKP
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Leistungen erbringen, einem représentativen Gesamtarbeitsvertrag fiir das Pflege-
personal anschliessen oder ihrem Personal Arbeitsbedingungen anbieten, die insbe-
sondere hinsichtlich Arbeitszeit, Entlohnung und Sozialleistungen dem Gesamtar-
beitsvertrag der Branche entsprechen. Fehlt ein reprisentativer Gesamtarbeitsver-
trag, legt die Kantonsregierung insbesondere hinsichtlich Arbeitszeit, Entlohnung
und Sozialleistungen die Mindestanforderungen fest, denen die Anstellungs- und
Arbeitsbedingungen zu geniigen haben. Wiirde diesbeziiglich ein Leistungserbringer
teilweise oder vollstidndig die Pflicht nach Artikel 396 verletzen, soll die zustindige
Stelle des Kantons ihm gegeniiber einen Betrag in der Héhe von maximal 1,0 Pro-
zent der nach Bundesgesetz iiber die Alters- und Hinterlassenenversicherung
(AHVG) beitragspflichtigen Gesamtlohnsumme des betreffenden Jahres erheben.

5 Bundesbeschliisse

5.1 Bundesbeschluss iiber die Erhéhung
der Ausbildungsabschliisse in Pflege
an den kantonalen Fachhochschulen

Dieser Bundesbeschluss beinhaltet eine anreizorientierte Sonderfinanzierung zwecks
Erhohung der Ausbildungsplitze in der Pflege FH mit einem namhaften Beitrag des
Bundes an die Trégerkantone (analog der anreizorientierten Sonderfinanzierung fiir
die Humanmedizin). Ein solcher Finanzierungsbeschluss (Bundesbeschluss) wiirde
sich auf Artikel 47 f. und 59 ff. des Hochschulférderungs- und Koordinationsgeset-
zes vom 30. September 201141 (HFKG) stiitzen, eine gesetzliche Anpassung ist nicht
notwendig. Die anreizorientierte Sonderfinanzierung nach HFKG hat sich auf den
Hochschulbereich zu beschranken und kann nicht auf die Berufsbildung (z.B. Aus-
bildungsplétze an Hoheren Fachschulen) ausgedehnt werden.

5141 Ausgangslage

Die Bestimmung der Ausbildungskapazititen und damit auch die Erhohung der
Anzahl Ausbildungsabschliisse an kantonalen Fachhochschulen liegt in der Kompe-
tenz der Kantone. Ein iiber projektgebundene Beitrdge nach HFKG zu finanzieren-
des Massnahmenpaket (z.B. Sonderprogramm) zur Erhdhung der Anzahl Abschliisse
bzw. der Anzahl Ausbildungsplitze in Pflege an Fachhochschulen bedarf deshalb
neben der gesicherten Zusatzfinanzierung seitens des Bundes (Art. 48 Abs. 4 Bst. b
HFKG; Verpflichtungskredit) zwingend der Zustimmung der Schweizerische Hoch-
schulkonferenz (SHK) und damit der qualifizierten Mehrheit der im Hochschulrat
vertretenen vierzehn Trégerkantone (Art. 61 Abs. 1 HFKG). Zu unterstreichen ist
schliesslich auch die wichtige Rolle der Konferenz der Rektoren der schweizeri-
schen Hochschulen (swissuniversities; Art. 38 Abs. 1 HFKG) bei der Ausarbeitung
eines solchen Sonderprogramms. Finanzierungen von Sonderprogrammen iiber
projektgebundene Beitrdge sind nur befristet moglich (Art. 60 Abs. 2 HFKG). Tré-
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gerkantone und Hochschulen miissen dabei eine angemessene Eigenleistung von
mindestens 50 % erbringen (Art. 59 Abs. 3 HFKG). Die Verpflichtungskredite fiir
projektgebundene Beitrdge werden in der Regel im Rahmen der vierjdhrigen BFI-
Botschaften festgelegt.

5.1.2 Auftrag an den Bundesrat: Priifung
eines Massnahmenpakets mit den Kantonen
im Rahmen der SHK

Das Parlament beauftragt den Bundesrat, zusammen mit den Kantonen ein Mass-
nahmenpaket (z.B. Sonderprogramm) zu priifen, das bis Ende 2028 eine bedarfsge-
rechte Erhohung der Anzahl Ausbildungsabschliisse in Pflege an den kantonalen
Fachhochschulen vorsieht (4rz. 2). Als Zielgrosse werden 1500 Abschiisse im Jahr
2028 vorgeschlagen. Dies bedeutet eine Steigerung von 600 Abschliissen gegeniiber
dem Jahr 2017. Nach Artikel 3 Buchstabe a soll dieses Programm mit einem zweck-
gebundenen Zusatzkredit in der Hohe von maximal 25 Millionen Franken iiber die
projektgebundenen Beitridge in den BFI-Perioden 2021-2024 und 20252028 finan-
ziert werden. Gestiitzt auf ein von der SHK definitiv genehmigtes Sonderprogramm
kann der Bundesrat die entsprechenden plafonderhhenden Mittel bei den eidgends-
sischen Riten beantragen. Hat der Bund die Mittel definitiv zugesprochen, kann das
WBF die Leistungsvereinbarungen mit den verschiedenen Fachhochschulen ab-
schliessen und das Sonderprogramm gestartet werden.

Als weitere Eckwerte werden die Eigenleistung der Kantone und ihrer Hochschulen
sowie eine evidenzbasierte Festlegung und bildungssystemisch abgestimmte Erho-
hung festgelegt (4Art. 3 Bst. b—c).

Die SHK ist, wie eingangs erwidhnt, zustdndig zu entscheiden, ob und wie ein ent-
sprechendes Sonderprogramm auszugestalten ist (Art. 61 Abs. 1 HFKG): Sollte die
SHK der Erarbeitung eines Sonderprogramms zustimmen, so wird sie auch entspre-
chende Auswahl- und Finanzierungskriterien definieren. Dazu gehdren z.B. Krite-
rien zur nachhaltigen Wirksamkeit und Effizienz der Massnahmen, zur Eigenleis-
tung, zur Sicherstellung der Einbettung ins gesamte FH-Ausbildungssystem (Aus-
bildung und Praktikumsplétze) und Finanzierungsgrundsétze fiir die einzelnen Mass-
nahmen. Swissuniversities wird sowohl bei der Vorbereitung eines entsprechenden
konkreten Massnahmenpakets zuhanden der SHK wie auch bei der Koordination der
Umsetzung eine wichtige Rolle zukommen.

Geméss Artikel 4 Absatz 1 tritt der Beschluss nur zusammen mit dem Bundesgesetz
vom ...42 iiber die Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege in Kraft. Er
untersteht nicht dem Referendum (4bs. 2).

42 BBI12019 8063
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5.2 Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Forderung
der Effizienz in der medizinischen Grundversorgung,
insbesondere der Interprofessionalitit

5.21 Ausgangslage

Im Rahmen der 2011 lancierten Fachkréfteinitiative hat der Bundesrat das Bundes-
amt fiir Gesundheit (BAG) mit der Durchfiihrung des Forderprogramms «Interpro-
fessionalitdt im Gesundheitswesen»43 beauftragt. Die erste Phase dieses Forderpro-
gramms dient der Beschaffung praxisnaher Wissensgrundlagen und der Doku-
mentation von Modellen guter Praxis in den Bereichen interprofessionelle Bildung
und Berufsausiibung. Ziel ist die Steigerung der Qualitit der Versorgung und die
Forderung der kosteneffizienten Nutzung der Ressourcen. Diese Phase wird 2020
abgeschlossen sein.

In einer zweiten Phase des Forderprogramms sollen mit den Finanzhilfen konkrete
Projekte in Bildung und Berufsausiibung unterstiitzt werden, die der Forderung der
Effizienz in der medizinischen Grundversorgung dienen, insbesondere der Interpro-
fessionalitit.

Die gesetzlichen Grundlagen fiir die Forderung solcher Projekte wurden im GesBG
und MedBG geschaffen, aber noch nicht in Kraft gesetzt. Das Parlament hat am
19. September 2016 fiir diese Forderung einen haushaltsneutralen Verpflichtungs-
kredit in Hohe von maximal 8 Millionen Franken gesprochen.

Die vom Parlament geforderte haushaltsneutrale Beschaffung der vom Parlament
gesprochenen Mittel in der Hohe von maximal 8 Millionen Franken fiir die Umset-
zung der Finanzhilfen nach dem GesBG und dem MedBG hat sich aufgrund der
Sparmassnahmen im Zusammenhang mit dem Stabilisierungsprogramm 2017-2019
jedoch als nicht realistisch erwiesen.

Mit dem vorliegenden Entwurf eines Bundesbeschlusses wird dem Parlament bean-
tragt, einen Verpflichtungskredit iiber 8 Millionen Franken ohne die Auflage der
Haushaltsneutralitdt zu sprechen und den am 19. September 2016 beschlossenen
haushaltsneutralen Verpflichtungskredit zu annullieren.

5.2.2 Zweck des zu finanzierenden Vorhabens

Die Finanzhilfen nach dem MedBG und dem GesBG sollen es den Berufen in der
medizinischen Grundversorgung — darunter den Pflegefachpersonen -ermdglichen,
Massnahmen zu ergreifen oder Prozesse zu initiieren, die geeignet sind, die Effizi-
enz in der medizinischen Grundversorgung zu verbessern. Solche Massnahmen
konnten beispielsweise die Verbesserung von Strukturen, Prozessen sowie den
gezielten, kompetenzgerechten Einsatz des Personals verschiedener Ausbildungsstu-
fen und Professionen zum Ziel haben (z.B. Lean Management). Denkbar sind auch

43 Informationen zum Férderprogramm sind abrufbar unter www.bag.admin.ch >
Themen > Strategien & Politik > Nationale Gesundheitspolitik > Forderprogramme
der Fachkrifteinitiative plus > Forderprogramm «Interprofessionalitit im Gesund-
heitswesen».
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strukturierte Prozesse zur Reduktion von Stressfaktoren und Stiarkung der Ressour-
cen der Mitarbeitenden, wie dies Gesundheitsforderung Schweiz mit dem wissen-
schaftlich validierten und praxiserprobten Online-Befragungsinstrument Friendly
Work Space Job-Stress-Analysis anbietet. Dieses Befragungsinstrument wurde
2018/19 im Auftrag des Bundesamtes Gesundheit um ein Modul fiir die Langzeit-
pflege erweitert. Ziel dieser oder dhnlicher Projekte ist die Effizienzsteigerung, ins-
besondere auch durch Verbesserung der interprofessionellen Zusammenarbeit. Die
Finanzhilfebestimmungen sehen eine Evaluation der jeweiligen Projekte vor. Es
wird erwartet, dass die moglichst flichendeckende Umsetzung erfolgreicher Projekte
die Effizienz in der Gesundheitsversorgung verbessert und damit kostenddmpfend
wirkt.

5.2.3 Entwurf des Bundesbeschlusses

Der Bundesbeschluss sieht in Artikel 1 Absatz I Finanzhilfen zur Forderung der
Effizienz in der medizinischen Grundversorgung nach dem GesBG und dem
MedBG einen Verpflichtungskredit von insgesamt 8 Millionen vor. Ein Verpflich-
tungskredit ist notwendig, da die Projekte mehr als ein Jahr dauern kénnen und der
Bund daher mit der Projektunterstiitzung eine mehrjéhrige Finanzierungsverpflich-
tung eingeht. Der Verpflichtungskredit wird daher auf vier Jahre befristet. Er soll ab
Inkrafttreten der Finanzhilfebestimmungen nach dem GesBG und dem MedBG
gelten. Der Bundesrat sieht vor, das GesBG mit Ausnahme der Finanzhilfebestim-
mungen anfangs 2020 in Kraft zu setzen. Die Finanzhilfebestimmungen sollen in
Abstimmung mit dem Beschluss des Parlaments iiber den vorliegenden Verpflich-
tungskredit in Kraft gesetzt werden.

Der Bundesbeschluss vom 19. September 2016 iiber die Finanzhilfen zur Férderung
der Effizienz in der medizinischen Grundversorgung, insbesondere der Interprofes-
sionalitét, wird aufgehoben (4rt. 2).

Der Beschluss tritt nur zusammen mit dem Bundesgesetz vom ...44 iiber die Forde-
rung der Ausbildung im Bereich der Pflege in Kraft (4rt. 3 Abs. I). Der Beschluss
untersteht nicht dem Referendum (Arz. 3 Abs. 2).

Auswirkungen

6.1 Finanzielle und personelle Auswirkungen
auf den Bund

Bei der nachfolgenden Zusammenstellung der Kosten fiir den Bund handelt es sich
um eine grobe Schitzung. Diese beriicksichtigt die Befristung des Gesetzes auf
8 Jahre und beinhaltet Berechnungen fiir die Bundesbeitrage nach Artikel 7, die sich
zusammensetzen aus der Beteiligung des Bundes an den finanziellen Leistungen der
Kantone nach den Artikeln 5 (ungedeckte Ausbildungskosten) und 6 (Ausbildungs-
beitrdge fiir angehende Pflegefachpersonen HF und FH). Sie beriicksichtigt ausser-

44 BBI12019 8063
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dem die Bundesbeschliisse gemadss Ziff. 5.1 iiber 25 Millionen Franken (Bundesbe-
schluss FH) und gemaéss Ziffer 5.2 iiber 8 Millionen Franken (Bundesbeschluss
GesBG und MedBG):

Bundesbeitrdge nach Art. 5

Nachfolgend werden die Beitrdge des Bundes an die Kantone nach Artikel 5 ge-
schitzt. Die folgende Tabelle zeigt die angenommene Entwicklung der Studieren-
denzahlen bei den Pflegenden HF und FH:

2021 Jahr 1 Jahr 2 Jahr 3 Jahr 4 Jahr 5 Jahr 6 Jahr 7 Jahr 8

Studierende HF

Pflege 5832 6124 6430 6751 7089 7443 7815 8206 8617
Studierende FH
Pflege 4160 4420 4696 4990 5302 5633 5985 6359 6757

Entwicklung der Studierendenzahlen Pflege HF und FH (Schitzung BAG)

Es wird davon ausgegangen, dass die Zahl der HF-Studierenden von rund 5400 im
Jahr 2017 bis 2021 um jahrlich 2 Prozent wéchst (5832). Ab voraussichtlicher In-
kraftsetzung des Gesetzes im Jahr 2022 wird ein hoheres Wachstum von jahrlich
finf Prozent angenommen. Fiir die Kostenschidtzung nach Artikel 5 wird davon
ausgegangen, dass die Kantone die ungedeckten Ausbildungskosten von 300 Fran-
ken pro Praktikumswoche vollstédndig iibernehmen. Dies entspricht den Empfehlun-
gen der GDK. Die HF-Studierenden absolvieren pro Jahr insgesamt 20 Praktikums-
wochen, wodurch dem Kanton Kosten in der Hohe von 6000 Franken pro HF-
Studierenden und Jahr entstehen. Der Bund erstattet nach dieser Kostenschéitzung
die Hilfte der vom Kanton geleisteten Beitrdge, d.h. 3000 Franken pro HF-Stu-
dierender und Jahr.

Bei den FH-Studierenden wird angenommen, dass ihre Zahl von rund 4000 im Jahr
2017 bis 2021 um jéhrlich ein Prozent zunimmt (geringere Zunahme aufgrund von
Zulassungsbeschriankungen), danach aufgrund der beschlossenen Kapazitdtserho-
hungen an den Fachhochschulen Pflege jahrlich um rund 6,25 Prozent wéchst, bis
im achten Jahr die angestrebte Studierendenzahl von rund 6700 FH-Studierenden
erreicht wird. Diese Steigerung bei den Studierendenzahlen FH braucht es, um
die angestrebten 1500 Bachelorabschliisse in Pflege FH pro Jahr zu erreichen
(vgl. Bundesbeschluss FH). Die praktische Ausbildung im Studiengang Pflege FH
ist nicht normiert. Vorliegend wurden pro Jahr 14 Praktikumswochen veranschlagt.
Die ungedeckten Ausbildungskosten pro FH-Studierender/Studierende und Jahr
betragen somit 4200 Franken (14 Wochen a 300 Franken). Der Bund erstattet wiede-
rum die Hélfte der vom Kanton geleisteten Beitrdge, d.h. 2100 Franken pro FH-
Studierender und Jahr.

Jahr 1 Jahr 2 Jahr 3 Jahr 4 Jahr § Jahr 6 Jahr 7 Jahr 8 Total

Art.5 27652800 29151465 30732315 32399912 34159075 36014895 37972747 40038310 268 121518
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Dem Bund entstiinden aufgrund der hélftigen Kostenbeteiligung an den ungedeckten
praktischen Ausbildungskosten fiir angehende Pflegefachpersonen HF und FH ins-
gesamt rund 268 Millionen Franken. Denkbar ist, dass nicht alle Kantone die unge-
deckten Kosten von 300 Franken pro Praktikumswoche voll iibernechmen werden,
wodurch die Bundesbeitrage entsprechend tiefer ausfallen wiirden.

Bundesbeitrdge nach Art. 6

Fiir die Schétzung des Anteils der Studierenden des Bildungsgangs HF Pflege, der
Ausbildungsbeitrage zur Sicherung des Lebensunterhalts nach Artikel 6 erhélt,
werden die Erfahrungen des Kantons Thurgau herangezogen, der ein Forderpro-
gramm fiir angehende Pflegefachpersonen HF iiber 25 Jahre lanciert hat. Gemaéss
Jahresbericht 2018 der Organisation der Arbeitswelt Gesundheit und Soziales Thur-
gau beanspruchten 36 oder rund 20 Prozent von insgesamt 182 Studierenden HF
solche Forderbeitridge.4S Der durchschnittliche Unterstiitzungsbeitrag betrdgt pro
Person und Jahr 25 000 Franken.

Bei den Studierenden der Pflege FH wird davon ausgegangen, dass rund zehn Pro-
zent unterstiitzungsberechtigt ist. Der Anteil wird hier kleiner geschétzt, weil davon
ausgegangen wird, dass die finanzielle Leistungsfdhigkeit dieser Personen oder ihrer
Familien generell hoher ist als derjenigen, die den Berufsbildungsweg wihlen.

Die Gesamtsumme fiir die Bundesbeitrdge nach Artikel 6 belduft sich damit auf
insgesamt rund 201 Millionen Franken.

Jahr 1 Jahr 2 Jahr 3 Jahr 4 Jahr 5 Jahr 6 Jahr 7 Jahr 8 Total
HF 15309000 16074450 16878 173 17722081 18608 185 19538594 20515524 21 541300 146 187 308
FH 5525000 5870313 6237207 6627032 7041222 7481298 7948880 8445684 55176636

Art. 6 20834000 21944763 23115380 24349 114 25649407 27019893 28 464 404 29 986 985 201 363 944

Bundesbeitrige nach Art. 7

Gestiitzt auf diese Berechnungen wiirden sich die maximalen Bundesbeitrage bei
hélftiger Beteiligung des Bundes auf insgesamt rund 469 Millionen Franken belau-
fen. Diese Mittel sollen mit dem Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Férderung
der Ausbildung im Bereich der Pflege gesprochen werden.

Jahr 1 Jahr 2 Jahr 3 Jahr 4 Jahr 5 Jahr 6 Jahr 7 Jahr 8 Total

Art.5 27652800 29 151465 30732315 32399912 34159075 36014895 37972747 40038310 268 121 518

Art. 6 20834000 21944763 23 115380 24349 114 25649407 27019893 28464 404 29 986 985 201 363 944

Total 48486 800 51096228 53 847 694 56 749 025 59 808 482 63 034 787 66437 150 70 025295 469 485 463

Entscheidend fiir die anfallenden Kosten nach Artikel 6 wird letztlich sein, welche
Voraussetzungen die Kantone festlegen, um den Kreis der Berechtigten zu bestim-

45 Aus Jahresbericht 2018 unter www.odags-thurgau.ch/organisation-und-
mitglieder/mitglieder/mitgliederinformationen.html.

8054



BB12019

men und welchen Hochstbetrag sie fiir die Ausbildungsbeitrage festlegen. Je nach
Ausgestaltung dieser Voraussetzungen werden die Kosten nach Artikel 6 allenfalls
noch hoher oder dann entsprechend tiefer ausfallen werden.

Als gering wird die Wahrscheinlichkeit erachtet, dass die Kantone angehende Pfle-
gefachpersonen HF oder FH mit Blick auf die Bundesbeitrdge vom Recht auf Sti-
pendien ausnehmen und dadurch Mitnahmeeffekte entstehen wiirden.

Minderheit I
(de Courten, Aeschi Thomas, Clottu, Giezendanner, Herzog, Hess Erich)

Nach dem Minderheitsantrag I sollen die Ausbildungsbeitriage fiir angehende Pflege-
fachpersonen nach Artikel 6 auf Personen mit familidren Betreuungs- und Unter-
haltsverpflichtungen eingeschrinkt werden. Es wird davon ausgegangen, dass sich
der Anteil der beitragsberechtigten Personen HF bei dieser Einschrinkung gegen-
iiber der Version der Kommissionsmehrheit um die Halfte auf 10 Prozent und bei
den FH auf 5 Prozent reduziert. Als Grundlage fiir die Berechnung wird ein durch-
schnittlicher Ausbildungsbeitrag von 25 000 Franken angenommen.

Der Bund wiirde sich wiederum maximal zur Hélfte an den Beitrdgen der Kantone
beteiligen.

Die Kosten nach Artikel 5 blieben konstant, die Kosten nach Artikel 6 ldgen infolge
der geringeren Anzahl Beitragsberechtigter tiefer. Die Beteiligung des Bundes an
den kantonalen Leistungen nach den Artikeln 5 und 6 wiirden sich insgesamt auf
rund 368 Millionen Franken belaufen.

Jahr 1 Jahr 2 Jahr 3 Jahr 4 Jahr 5 Jahr 6 Jahr 7 Jahr 8 Total

Art.5 27652800 29 151465 30732315 32399912 34159075 36014895 37972747 40038310 268 121 518

Art.6 10417000 10972381 11557690 12174557 12824704 13 509 946 14232202 14993492 100 681 972

Total 38 069 800 40 123 846 42290 005 44 574469 46983 779 49 524 841 52204 948 55031 803 368 803 491

Minderheit I1
(Nantermod, Aeschi Thomas, Brand, Clottu, Giezendanner, Herzog, Hess Erich,
Pezzatti, Sauter)

Gemiss diesem Antrag sollen nur Bundesbeitrige nach Artikel 5 ausgerichtet wer-
den. Entsprechend reduzierten sich die maximalen Bundesbeitrage auf insgesamt
268 Millionen Franken fiir acht Jahre.

Minderheit
(Herzog, Aeschi Thomas, Brand, Clottu, Giezendanner, Hess Erich, Moret,
Nantermod, Pezzatti, Sauter)

Dieser Minderheitsantrag sieht die Moglichkeit vor, dass die Kantone Ausbildungs-
beitrdge nach Artikel 6 auch in Form von Darlehen gewidhren kénnen. Darlehen sind
grundsétzlich riickzahlbar. Auf Verordnungsstufe miisste deshalb festgelegt werden,
dass lediglich nicht riickbezahlte oder nur teilriickbezahlte Darlehen in die vom
Bund teilfinanzierten Kosten einfliessen kénnen. In der Tendenz hitte die Gewah-
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rung von riickzahlbaren Darlehen eine kostenddmpfende Wirkung auf die Ausbil-
dungsbeitrdge nach Artikel 6.

Bundesbeschluss FH

Die Kosten fiir die Erh6hung der Ausbildungsabschliisse an den Fachhochschulen
FH werden auf 25 Millionen Franken geschétzt. Es wird eine Erhohung von heute
rund 900 Abschliissen pro Jahr auf 1500 Abschliisse angestrebt. Grundlage der
Kostenberechnung sind die Beitrdge, die der Bund 2016 an die Fachhochschulen
Pflege geleistet hat. Diese beliefen sich auf rund 25 Millionen Franken fiir rund
4000 Studierende. Um 1500 Abschliisse zu erreichen, miisste die Zahl der Studie-
renden auf 6700 Personen steigen. Es braucht somit zusétzliche 2700 Personen, fiir
die je 6250 Franken veranschlagt werden. Dies ergibt knapp 17 Millionen Franken,
die in dieser Kostenschitzung auf 25 Millionen Franken aufgerundet wurden. Es
wird angenommen, dass der Aufbau teurer ist als die laufenden Beitrége.

Jahr 1 Jahr 2 Jahr 3 Jahr 4

Bundesbeschluss FH 2 000 000 3000 000 10 000 000 10 000 000

Die Verteilung der Gelder auf vier Jahre ist nicht gesichert. Die Wachstumsszenari-
en miissen noch weiter prézisiert werden.

Bundesbeschluss Finanzhilfen GesBG / MedBG

Der Bundesbeschluss iiber die Finanzhilfen sieht einen Kredit in der Hohe von acht
Mio. Franken vor. Diese Mittel wurden vorliegend auf die Jahre eins bis fiinf des
Budgets verteilt.

Jahr 1 Jahr 2 Jahr 3 Jahr 4 Jahr 5

Bundesbeschluss
GesBG/MedBG 800 000 1200000 2000000 3000000 1000000

Zusammenfassung Kosten Bund: alle Massnahmen

Die nachfolgende Tabelle fasst simtliche Kosten des Bundes fiir alle Massnahmen
nach dem vorgeschlagenen Gesetz (Kommissionsmehrheit), der Minderheiten I und
IT zusammen. Beriicksichtigt sind neben den Beitrdgen des Bundes nach Artikel 7
die beiden Bundesbeschliisse nach Ziffer 5.1 und 5.2 iiber insgesamt 33 Millionen
Franken:
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Jahr 1 Jahr 2 Jahr 3 Jahr 4 Jahr § Jahr 6 Jahr 7 Jahr 8 Total
8 Jahre

Mehr-
heit 51286 800 55296228 65847694 69 749 025 60 808 482 63 034 787 66437 150 70 025295 502 485 463

Minder-
heit 40 869 800 44323 846 54290005 57574469 47983 779 49 524 841 52204948 55031803 401 803 491

Minder-
heit II 30452800 33351465 42732315 45399912 35159075 36014895 37972747 40038310 301 121518

KVG-Anderung

Zur Frage, wie sich die vorgeschlagene Verlagerung gewisser Kompetenzen von
Arztinnen oder Arzten hin zu Pflegefachleuten auswirken wird, lassen sich lediglich
Hypothesen formulieren. Wenn die dazu befugten Pflegefachpersonen nach Ab-
schluss einer Vereinbarung mit einem Versicherer den Pflegebedarf fiir die be-
stimmten Leistungen selbst bestimmen kdnnen, besteht einerseits theoretisch ein
Anreiz, mehr Leistungen zu erbringen als im Fall, in dem die Erbringung von Leis-
tungen ohne &rztliche Anordnung nicht moglich ist. Im Spitexbereich wiirde eine
Zunahme der Leistungen (Stunden) der Abkldrung, Beratung und Koordination
sowie der Grundpflege um 5 bis 15 Prozent pro Patient Mehrkosten zulasten der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung in der Grossenordnung von 30 bis
90 Millionen Franken pro Jahr verursachen.

Stunden 2017 Beitrag OKP  Kosten OKP Zunahme 5% Zunahme 15 %

Abkldrung, Beratung

und Koordination 1372130 79.8 109495974 5474799 16424 396
Grundpflege 9374907 54.6 511869922 25593496 76 780 488
Total 15911277 959107 192 31068295 93204 884

Was die Pflegeheime betrifft, hétte eine Erhhung des ermittelten Pflegebedarfs um
eine Stufe (9 Franken fiir 20 zusdtzliche Minuten) fiir 10 Prozent der Patientinnen
und Patienten zur Folge, dass Zusatzkosten von rund 30 Millionen Franken zulasten
der obligatorischen Krankenpflegeversicherung anfallen wiirden.

Durch die Verlagerung bestimmter drztlicher Kompetenzen zum Pflegefachpersonal
konnten sich die Kosten zulasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung
somit um insgesamt 60 bis 120 Millionen Franken erhéhen. Ob diese Kostenfolgen
beziehungsweise eine solche Mengenausweitung in der Folge der vorgeschlagenen
Gesetzesdnderung tatsdchlich eintreten werden, kann nicht vorhergesagt werden.
Wichtig wird insbesondere sein, dass die Versicherer das Instrument der vorgesehe-
nen Vereinbarungen mit den Leistungserbringern auch als Kostenkontrolle nutzen,
um ungerechtfertigte Mengenausweitungen und damit Mehrkosten zu vermeiden.
Anderseits kann auch nicht ausgeschlossen werden, dass Arztinnen und Arzte weni-
ger konsultiert werden, wenn sie gewisse Pflegeleistungen — insbesondere solche der
Grundpflege zu Hause oder im Pflegeheim — nicht mehr anordnen miissen. Ob dies
in der Praxis zu einer spiirbaren Entlastung und somit zu Kosteneinsparungen fiihren
wird, ldsst sich im Voraus kaum fundiert abschitzen.
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Um aber allfdlligen Mehrkosten zusétzlich entgegen wirken zu konnen, sieht die
vorgeschlagene KVG-Anderung auch flankierende Massnahmen vor. Zudem wird
mittels der Ubergangsbestimmung der Bundesrat beauftragt, spitestens 5 Jahre nach
Inkrafttreten eine Evaluation vorzulegen.

Betreffend Verpflichtung von Leistungserbringern im Rahmen von Leistungsauftra-
gen zur Bereitstellung von Ausbildungsleistungen nach dem Bundesgesetz vom ...
iiber die Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege sind fiir die OKP keine
Mehrkosten zu erwarten, da die Finanzierung iiber das entsprechende Bundesgesetz
geregelt wird.

Was die Minderheiten betrifft, welche Artikel 254 KVG insofern ergdnzen wollen,
dass die anrechenbaren Pflegekosten eine angemessene Abgeltung des Pflegeperso-
nals ermoglichen sollen (einschliesslich des Personals in Ausbildung), ist darauf
hinzuweisen, dass dies je nach Ausgestaltung mit noch nicht substantiierten Mehr-
kosten fiir alle Kostentrdger und damit auch der OKP verbunden wire. Die Ergén-
zung beziliglich der Beriicksichtigung des Pflegebedarfs von Personen mit komple-
xen Erkrankungen und von Personen, die palliative Pflege bendtigen, bei der
Beschreibung der Pflegeleistungen in Artikel 25a Absatz 3 sollte demgegeniiber zu
keiner spiirbaren Mehrbelastung fiir die OKP fiihren, allenfalls aber fiir die Rest-
finanzierer.

6.2 Auswirkungen auf die Kantone und Gemeinden

Fiir eine verldssliche Schitzung der Kosten fiir die Kantone und Gemeinden auf-
grund von Artikel 5 fehlen wichtige Grundlagen: insbesondere fehlen eine aktuelle
Aufstellung der bereits bestehenden Ausbildungsverpflichtungen fiir Spitéler, Pfle-
geheime und Spitex in den verschiedenen Kantonen und vollstdndige Informationen
iiber die Abgeltungsmodalitdten der Kantone fiir die praktischen Ausbildungsleis-
tungen. Grundsétzlich werden Kantone und Gemeinden, die bereits heute umfassen-
de Ausbildungsverpflichtungen fiir alle Spitiler, Pflegeheime und die Spitex kennen
und die deren Ausbildungsleistungen nach den interkantonalen Empfehlungen nach
Artikel 5 Absatz 2 abgelten, von den Beitrdgen des Bundes nach Artikel 7 unmittel-
barer profitieren konnen. Dagegen werden Kantonen oder Gemeinden, die aufgrund
dieses Gesetzes neue Ausbildungsverpflichtungen und eine entsprechende Finanzie-
rung einfithren miissen, zusétzliche Kosten entstehen.

Die Kosten fiir die Ausbildungsbeitrdge flir angehende Pflegefachpersonen nach
Artikel 6 bestimmen grundsitzlich die Kantone, welche die Voraussetzungen und
den Umfang der finanziellen Unterstiitzung nach Artikel 6 Absatz 2 festlegen miis-
sen. Auch bei den Ausbildungsbeitrdgen fehlt eine vollstdndige Sicht auf bestehende
Angebote, mit denen die Kantone bereits heute angehende Pflegefachpersonen bei
der Sicherung ihres Lebensunterhaltes unterstiitzen. Entsprechend gilt im Grundsatz
auch bei den Ausbildungsbeitrigen dasselbe wie schon bei den Ausbildungsver-
pflichtungen: Kantone, die solche Ausbildungsbeitrige anbieten, werden durch die
Bundesbeitrdge entlastet. Kantone dagegen, die bisher keine solchen Unterstiit-
zungsleistungen anboten, werden zusitzlich belastet.

8058



BB12019

Gemass Artikel 254 Absatz5 KVG regeln die Kantone die Restfinanzierung der
nicht von den Sozialversicherungen gedeckten Pflegekosten, die 20 Prozent des auf
die Versicherten iiberwélzbaren hochsten Pflegebeitrages der obligatorischen Kran-
kenpflegeversicherung iibersteigen. Bei allfilligen Mehrkosten, die sich aufgrund
der KVG-Anderungen ergeben konnten (vgl. Ziff. 6.1), wiren somit anteilsméssig
auch die Kantone und Gemeinden betroffen.

7 Rechtliche Aspekte

71 Verfassungs- und Gesetzesmissigkeit

Der Entwurf der Vorlage stiitzt sich auf die Artikel 66 Absatz 1 sowie 117a Absatz 2
Buchstabe a BV. Es handelt sich dabei um Kompetenzen im Bereich der Ausbil-
dungsbeitrige einerseits sowie eine umfassende Kompetenz des Bundes, die Ausbil-
dung des Pflegeberufs zu regeln, andererseits. In welchem Umfang der Gesetzgeber
tatig wird, liegt letztlich in seinem Ermessen, wobei er dabei das Subsidiarititsprin-
zip nach Artikel 5a BV zu beachten hat. Die Ergénzungen des KVG stiitzen sich auf
Artikel 117 BV, der dem Bund die umfassende Regelung der sozialen Krankenver-
sicherung tibertrégt.

7.2 Vereinbarkeit mit internationalen Verpflichtungen
der Schweiz

Das in der Schweiz anwendbare internationale Recht enthilt keine Bestimmungen
iiber den Gegenstand dieser Gesetzesvorlage.

7.3 Erlassform

Nach Artikel 164 BV sind alle wichtigen rechtsetzenden Bestimmungen in der Form
des Bundesgesetzes zu erlassen. Diesem Erfordernis wird der Erlass des vorliegen-
den Gesetzes gerecht.

Bundesgesetze unterliegen nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe a BV dem fakulta-
tiven Referendum. Vorliegend ist in Artikel 12 Absatz 1 das fakultative Referendum
explizit vorgesehen.

7.4 Unterstellung unter die Ausgabenbremse

Artikel 159 Absatz 3 Buchstabe b BV sieht zum Zweck der Ausgabenbegrenzung
vor, dass Subventionsbestimmungen und Verpflichtungskredite sowie Zahlungsrah-
men, die neue einmalige Ausgaben von mehr als 20 Millionen Franken oder wieder-
kehrende Ausgaben von mehr als zwei Millionen Franken nach sich ziehen, in jedem
der beiden Rite der Zustimmung der Mehrheit aller Mitglieder bediirfen. Dies trifft
zu auf Artikel 7 Absatz 1 sowie auf den Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur
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Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege im Umfang von 469 Millionen
Franken zu. Ebenso untersteht der kiinftige Bundesbeschluss iiber die Erhéhung der
Ausbildungsabschliisse in Pflege an den kantonalen Fachhochschulen tiber 25 Milli-
onen Franken der Ausgabenbremse (vgl. Ziff. 5.1.2). Der Bundesbeschluss iiber die
Finanzhilfen zur Forderung der Effizienz in der medizinischen Grundversorgung,
insbesondere durch Interprofessionalitét (vgl. Ziff. 5.3) fiihrt zu neuen einmaligen
Ausgaben von acht Millionen Franken und ist daher der Ausgabenbremse nicht
unterstellt.

7.5 Einhaltung der Grundsitze des Subventionsgesetzes

7.5.1 Bedeutung der Finanzhilfen fiir die Erreichung
der angestrebten Ziele

Die Finanzhilfen des Bundes sollen die Kantone fiir die Finanzierung der mit dem
vorliegenden Gesetz vorgesehenen Massnahmen teilweise entschidigen. Die Beitré-
ge der Kantone fiir die praktischen Ausbildungsleistungen nach den Artikeln 2-5
stellen fiir die Kantone keine von Grund auf neue Massnahme dar, weil gemaéss
Versorgungsbericht 2016 viele bereits iiber eine gesetzliche Basis fiir solche Ausbil-
dungsleistungen verfiigen und ihre Spitiler z.B. {iber Leistungsvertrage zu Ausbil-
dungstitigkeiten verpflichten. Die mit dem neuen Bundesgesetz eingefiihrten Vor-
gaben gehen jedoch iiber die in vielen Kantonen bestehenden Verpflichtungen
hinaus. Die Beitrdge des Bundes sollen die Kantone bei der Umsetzung dieser Best-
immungen wéhrend einer befristeten Zeit unterstiitzen. Die Beitrdge des Bundes an
die Kantone fiir die Ausbildungsbeitrage nach Artikel 6 haben zum Ziel, dass Kan-
tone mehr Personen in der Ausbildung Pflege HF und FH unterstiitzen oder héhere
Beitrédge sprechen konnen.

7.5.2 Materielle und finanzielle Steuerung

Die Vorlage beldsst den Kantonen eine grosse Regelungsfreiheit beziiglich der
Festlegung der Plétze fiir die praktische Ausbildung der Pflegefachpersonen (Art. 5).
Sie verpflichtet die Kantone aber, mindestens die Hilfte der ungedeckten Ausbil-
dungskosten zu libernehmen. Die Kantone kdnnen sich diesbeziiglich auf bestehende
Empfehlungen der GDK stiitzen, die Vorlage verpflichtet sie jedoch nicht dazu,
sondern beldsst ihnen die Mdglichkeit, neue Empfehlungen zu erarbeiten. Bei den
Ausbildungsbeitrigen nach Artikel 6 sind die Kantone verpflichtet, berechtigte
Personen bei der Sicherung ihres Lebensunterhaltes finanziell zu unterstiitzen. Den
Kreis der Unterstiitzungsberechtigten kdnnen sie aber selber bestimmen, indem sie
die Voraussetzungen nach Artikel 6 Absatz 2 regeln. Die Einzelheiten fiir die Be-
messung der Bundesbeitrige werden im Ausfithrungsrecht geregelt (Art. 7 Abs. 3).
Es besteht kein Rechtsanspruch auf Finanzhilfen. Durch den Kreditvorbehalt wird
zudem den Erfordernissen der Finanzpolitik Rechnung getragen (Art. 7 Abs. 1).
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7.5.3 Verfahren der Beitragsgewihrung

Die Kantone reichen dem BAG ein Unterstiitzungsgesuch ein. Das BAG hat die
Moglichkeit, Sachverstindige fiir die Priifung der Gesuche beizuziehen. Zu denken
ist dabei insbesondere an externe Beratungsunternehmen mit einschldgigen Erfah-
rungen im &ffentlichen Sektor. Ubersteigen die Gesuche die zur Verfiigung stehen-
den Mittel, so erldsst das EDI eine Prioritdtenordnung, wobei eine ausgewogene
regionale Verteilung angestrebt wird (Art. 7 Abs. 4). Dieses verfiigt iiber das not-
wendige Fachwissen. Mit dem vorgesehenen Verfahren — Gesuchseinreichung direkt
beim BAG — wurde eine schlanke und effiziente Losung getroffen (siche Ausfiih-
rungen zu Art. 8 Abs. 1).

7.5.4 Befristung und degressive Ausgestaltung
der Finanzhilfen

Die Finanzhilfen des Bundes sind auf acht Jahre begrenzt (sieche entsprechende
Ausfithrungen zu Art. 12). Damit wird klar zum Ausdruck gebracht, dass der Bund
die Kantone bei der Schaffung von Plédtzen fiir die praktische Ausbildung sowie der
Foérderung des Zugangs zur Ausbildung der Pflegefachpersonen nur im Sinne einer
Anschubfinanzierung unterstiitzt. Der Bund wird die Kantone zudem mit hochstens
der Hilfte der geleisteten Zahlungen unterstiitzen. Zudem werden die Finanzhilfen
analog der Geltungsdauer des Gesetzes auf einen Zeitraum von acht Jahren ab
Inkrafttreten der Vorlage beschriankt (Art. 12 Abs. 4).

7.6 Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen

Der Entwurf enthélt in Artikel 7 Absatz 3 eine Delegationsnorm zum Erlass von
Verordnungsrecht. Der Bundesrat als Verordnungsinstanz darf damit innerhalb der
vom Gesetz beschriebenen Grenzen gesetzesergénzendes Verordnungsrecht erlas-
sen. Die Delegation betrifft die Regelung der Bemessung der Bundesbeitrdge an die
Kantone, deren Konkretisierungsgrad fiir die Gesetzesstufe nicht geeignet ist.

8061



BB12019

8062



		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2019-12-02T13:26:23+0100
	3003 Bern, Schweiz
	Bundesblatt. Massgebend ist die signierte elektronische Fassung.




